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Wahl des Bundespräsidenten 

Die Union wird einen eigenen 
Kandidaten vorschlagen 
über die erste Bundesvorstandssitzung 
nach der parlamentarischen Sommer- 
Jjause unter Vorsitz des Parteivorsitzen- 
*e«, Bundeskanzler Helmut Kohl, 
Dertchtete Generalsekretär Peter Hintze 
U* 30. August auf einer Pressekonfe- 
e«z im Bonner Konrad-Adenauer-Haus: 

Erstes Thema: UNO 

ch Auffassung des CDU-Bundesvorstands hän- 
^.n Ansehen und Würde Deutschlands davon ab, ob 
.bereit sind, unsere politische und moralische 
jy lcht im Rahmen der Vereinten Nationen zu tun. 

e SPD-Verweigerungshaltung ist inakzeptabel, 

d .T CDU-Vorstand hat noch einmal unterstrichen, 

su h ir weiterhin das Gespräch mit der SPD 
nen, um eine klarstellende Ergänzung im Gründ- 

er? Vorzunehmen. Ein fauler Kompromiß kommt 
d,e Union nicht in Frage. 

bru V^0"Bescnlüsse der SPD sind der erste Em" 
Ka jVon Rudolf Scharping auf seinem Weg zur 
j   nd'datur in seiner Partei. 

Hei essant wäre — nebenbei gesprochen — wie 
(W   ut. Schmidt, der ja zu vielen Fragen, die die 
die p tlicnlce't beschäftigen, Stellung genommen hat, 
beut

rage der internationalen Verantwortung 
Schlands beurteilt. Sein Schweigen ist auffällig. 

(Fortsetzung Seite 2) 
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Zweites Thema: Europa 

(Fortsetzung von Seite 1) 
Der Bundeskanzler hat in der Sitzung 
deutlich gemacht, daß für die Verwirkli- 
chung der Währungsunion in Europa die 
vollständige Erfüllung aller Stabilitätskri- 
terien die unveränderbare Grundvoraus- 
setzung ist. Der Zeitplan ist eine Vorgabe, 
die aber nur dann wirksam wird, wenn 
die Stabilitätskriterien erfüllt sind. 

Drittes Thema: 
Haushalt und Finanzen 

Der CDU-Vorstand hat einvernehmlich 
festgestellt, daß Stabilität der Währung 
und Konsolidierung der Finanzen das 
oberste Ziel der jetzt anstehenden Bera- 
tungen des Bundeshaushalts 1994 sind. 
Die finanzpolitische Handlungsfähigkeit 
Deutschlands und die Stabilität unserer 
DM sind entscheidend für die soziale 
Frage. Ohne Erfüllung beider Vorausset- 
zungen werden wir weder das soziale 
Netz sichern noch unser Sozialsystem auf 
Dauer leistungsfähig halten können. 
Wir haben deshalb noch einmal den 
Beschluß bekräftigt, daß das angestrebte 
Sparvolumen nicht geschmälert werden 
darf. 
Der CDU-Vorstand sieht zwei Bereiche, 
in denen die Diskussion noch weiterge- 
führt werden muß: 
• Es muß überlegt werden, mit welchen 
Maßnahmen sicherzustellen ist, daß im 
kommenden Jahr Jugendliche — insbe- 
sondere in den neuen Ländern — nicht 
auf der Straße landen, weil kein Ausbil- 
dungsplatz für sie zur Verfügung steht. 
• Die Forschungsförderung muß in einer 
Zeit, in der die Weltwirtschaft großen 
Veränderungen unterliegt, in der es um 
die Zukunft des Wirtschaftsstandortes 

Deutschland und um die Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen geht, unbe- 
dingt verstärkt werden. 

Viertes Thema: Bundespräsident 

Die Union wird bei den Bundespräsiden- 
tenwahlen am 23. Mai 1994 der Bundes- 
versammlung einen eigenen Kandidaten 
vorschlagen. Wir werden nach Gesprä- 
chen mit CSU und FDP einen entspre- 
chenden personellen Vorschlag machen- 
Ein Blick auf die Mehrheitsverhältnisse 
in der Bundesversammlung macht deut- 
lich, daß die Union zu einem solchen 
eigenen Vorschlag eine klare Legitima- 
tion durch die Wähler erhalten hat. 
Wir sind zuversichtlich, daß unser Vor- 
schlag eine breite Mehrheit in der Bun- 
desversammlung finden wird. 

Fünftes Thema: Parteitag 

Zum Parteitag sind etwa 1.000 Anträge 
aus der Mitte der Partei eingegangen. 
Der Parteitag wird unter dem Leitthema 
„Wir sichern Deutschlands Zukunft" st«* 
hen. Der Bundeskanzler wird am ersten 
Plenartag in seinem Bericht als Parteivof 
sitzender das umfassende Thema „Siche- 
rung des Standortes Deutschland" 
ansprechen. Die beiden Leitanträge — 
zur Bildungspolitik und zur Inneren 
Sicherheit — werden am zweiten Plena*' 
tag behandelt. 
Am Abend des ersten Plenartages werdeI1 

wir uns in vier Foren mit der Gewaltthe- 
matik in Deutschland auseinandersetze11' 
Das erste Forum wird sich mit den Fra- 
gen von Bildung und Erziehung bescha»' 
tigen, das zweite Forum mit jugend- 
politischen Fragen, das dritte Forum m1 

den Medien und das vierte Forum zur 
Inneren Sicherheit mit Gewalt und Kri- 
minalität. 

i 

A 
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CDU/CSU und FDP: Klare Mehrheit 
in der Bundesversammlung 
Union und Freie Demokraten haben in 
der nächsten Bundesversammlung, die 
a»n 23. Mai nächsten Jahres in Berlin 
°cn nächsten Bundespräsidenten 
wählt, eine klare Mehrheit. Nach der 
derzeitigen Verteilung verfügen die 
leiden Koalitionsparteien zusammen 
u»>er 735 Wahlmänner, wogegen die 
SPD nur auf 500 kommt. 
Die 1.324 Mitgliederzählende Bundes- 
versammlung besteht zur Hälfte aus den 
62 Bundestagsabgeordneten. Die andere 

**älfte wird von den Landtagen je nach 
aen bestehenden Fraktionsstärken 
fcwählt. 

ie derzeitige Wahlmänner-Verteilung 
JJach Parteien sieht nach Angaben des 

tatistischen Bundesamtes im einzelnen 
befolgt aus: 

CDU/CSU: Bundestagsabgeordnete 
318/von den Landtagen gewählte Mit- 
glieder 303, insgesamt 621, 

% SPD: 239/261, insgesamt 500, 

Rente bleibt tabu 
£u den Meldungen über eine 
angeblich geplante Absenkung des 
Jkntenniveaus erklärte Bundesar- 
be'tsminister Norbert Blüm: 
Wlr haben im Jahre 1989 im Konsens 
lne Rentenreform zustande gebracht, 
le die Rentenversicherung für die 

Herausforderungen der Zukunft 
appnet und sie auf ein solides finan- 

leHes Fundament stellt. Für diese 
entenreform stehe ich ein; an ihr 

• FDP: 79/35, insgesamt 114, 

• PDS: 16/17, insgesamt 33, 

• Bündnis 90/Grüne: 8, insgesamt 8, 

• sonstige: zwei Fraktionslose/15, dar- 
unter 8 Republikaner aus dem Stutt- 
garter Landtag. 

Bis zur Wahl wird sich die endgültige 
Verteilung noch leicht, aber nicht mehr 
entscheidend ändern: die Bürgerschafts- 
wahl in Hamburg, das 13 Stimmen in der 
Bundesversammlung hat, muß noch 
abgewartet werden. 

Außerdem wird vom Statistischen Bun- 
desamt Anfang nächsten Jahres der 
Bevölkerungsschlüssel für die Bundeslän- 
der neu festgelegt. Wegen der Abwande- 
rung in Richtung Westen werden die 
neuen Bundesländer einige Wahlmänner- 
stimmen weniger erhalten. 

Die vor dem 23. Mai angesetzte Land- 
tagswahl in Niedersachsen wird an der 
Zusammensetzung der Bundesversamm- 
lung nichts mehr ändern. 

wird nicht gerüttelt! Die Rente muß 
auch in Zukunft angemessener Alters- 
lohn für Lebensarbeitsleistung sein. 
Deshalb bleibt die Rente tabu! Dies 
hat auch der Bundeskanzler mehrfach 
deutlich erklärt. 
Hört endlich auf, durch pausenlose 
Diskussionen die Rentner in Angst 
und Schrecken zu versetzen. Die älte- 
ren Menschen haben es mehr als jede 
andere Generation nach zwei Welt- 
kriegen, Diktatur und Wiederaufbau 
verdient, daß sie auf die Rentenversi- 
cherung vertrauen können. 
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Keine Abstriche am Sparvolumen 
Die Wirtschaftsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland verläuft 
1993 schwächer, als noch vor Jahres- 
frist abzusehen war. Dies hinterläßt 
Spuren im Bundeshaushalt, vor allem 
in Form von arbeitsmarktbedingten 
Mehrausgaben und von erheblichen 
Steuermindereinnahmen. 

Hinzu kommt, daß die Finanzierung der 
inneren Einheit Deutschlands von uns 
weiterhin große Anstrengungen und auch 
persönliche Opfer erfordert. Mit ihrem 
Spar-, Konsolidierungs- und Wachstums- 
programm schlägt die Bundesregierung 
einen zwingend notwendigen Weg ein, 
der ohne Alternative ist. Es geht um den 
Erhalt der Finanzierbarkeit der staatli- 
chen Sozialausgaben, um den Qualitätser- 
halt des Wirtschaftsstandortes Deutsch- 
land und um die Stabilität der Mark. 
An einer spürbaren Begrenzung der Aus- 
gaben führt kein Weg vorbei. Davon kön- 
nen die Sozialausgaben nicht ausgenom- 
men werden. Andernfalls stiege die Net- 
tokreditaufnahme des Bundes auf eine 
nicht mehr vertretbare Höhe. Was wir 
tun, das müssen andere Länder — im 
übrigen ohne Wiedervereinigung — um 
uns herum ebenfalls auf sich nehmen: 
Schweden führt Karenztage ein, kürzt die 
Pensionen, kürzt das Wohngeld. Däne- 
mark baut sein öffentliches Personal um 
2,7 Prozent ab, spart bei Subventionen 
und Transfers. Auch die Niederlande 
haben ein Sparvolumen von 1,5 Prozent 
des Bruttosozialprodukts durchgesetzt. 
Das Sparkonzept der Bundesregierung ist 
sozial vertretbar und ausgeglichen. Wir 
dürfen nicht vergessen: Was verteilt wird, 

muß erst erwirtschaftet werden. Die soge- 
nannten Besserverdienenden tragen 
durch ihr Steueraufkommen kräftig dazu 
bei, daß soziale Leistungen in dieser 
Höhe bei uns bisher gewährt werden 
konnten. 25 Prozent der Steuerzahler 
finanzieren über 50 Prozent dessen, was 
geleistet wird. Dabei haben wir in 
Deutschland mittlerweile mit die höch- 
sten Steuersätze in der Welt. 
Deshalb sind höhere Steuern genau wie 
mehr Schulden keine Alternative. 
Wir müssen auch sehen, daß die Sozial- 
hilfesätze in den letzten zehn Jahren um 
etwa 60 Prozent gestiegen sind, die Netto- 

Von Bundesminister 
Friedrich Bohl 

löhne jedoch nur um 37 Prozent. Die von 
der Bundesregierung beschlossene Kür- 
zung von 15 Milliarden Mark hat bei 
einem Sozialbudget von 1000 Milliarden 
Mark mit sozialem Kahlschlag in 
Deutschland deshalb gar nichts zu tun. 
Entscheidend ist, daß die Gewichte zwi- 
schen Neuverschuldung und Sparanstref' 
gung, zwischen Löhnen und Soziallei- 
stungen, zwischen Staatsaktivität und 
Eigenverantwortung stimmen. Diese 
Mitte bleibt mit den Beschlüssen der 
Bundesregierung gewahrt. Die Deutsche 
Bundesbank hat darauf bereits mit posif 
ven Entscheidungen (Zinssenkungen) 
reagiert. Abstriche am Sparvolumen wifd 

es daher auch nicht geben. Wer einzeln^ 
Elemente kritisiert, muß im gleichen 
Atemzug konkrete Alternativen nennen- 

„Entschieden handeln in finanzpolitisch schwierigen Zeiten." — Unter diesem TiteJ ist Im fljgj 
nen Teil des UiD 24/1993 das Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumsprogramm der cv 
vorgestellt worden.  .. 
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Unsere Leitlinien für 
die Zukunft Deutschlands an der 

Schwelle zum 21. Jahrhundert 

£um Stand der Grundsatz- 
programmdiskussion erklärte 
der Parlamentarische Staats- 
sekretär und Vorsitzende der 
Kommission, Reinhard Göhner: 
^igesichts des vielfältigen Wandels und 
|jer Umbrüche auf nahezu allen Feldern 
z,er Politik wird zu Recht vielfach eine 
[^ndsatzdebatte über Ziele und Aufga- 

®n einer Politik für morgen gefordert. 
Wir in der CDU führen diese Grundsatz- 
debatte: Wir diskutieren auf allen Ebe- 
?en und in allen Gliederungen der Partei 
Intensiv über die Veränderungen für das 
^•edervereinigte Deutschland und für 
"nsere Politik in Europa und der Welt. 

er Rahmen ist die Erarbeitung unseres 
^uen Grundsatzprogramms. Mit dem 
* °grammentwurf und der dadurch ange- 

8ten Diskussion entwickeln wir unsere 
a
e,tlinien für die Zukunft Deutschlands 
*| der Schwelle zum 21. Jahrhundert. 
,e Grundsatzprogramm-Kommission 

1  erar°eitet derzeit den im Januar vorge- 
j 8ten Entwurf und berücksichtigt dabei 
, e zahlreichen Stellungnahmen und Dis- 
^ssionsergebnisse. Es wird eine Reihe 
gen p nderun8en gegenüber dem bisheri- 
gen     tWurf geben, um den Text zu straf- 
len !|nd die wesent,icnen Kernbotschaf- 
Viw     neuen Grundsatzprogrammes her- 
^uheben. 

Wir       
änderungen unserer Zeit wollen 

öie pf bewährten Grundlagen gestalten. 
Grundsatzprogramm- Kommission 

hat deshalb beschlossen, die Kontinuität 
zum bisherigen Grundsatzprogramm im 
Grundlagenteil — die Grundwerte Frei- 
heit, Solidarität und Gerechtigkeit und 
das christliche Verständnis vom Men- 
schen — deutlich herauszustellen. Ange- 
sichts des Wertewandels und eines viel- 
fach anzutreffenden einseitigen Freiheits- 
verständnisses, das zu überzogenem Indi- 
vidualismus und Egoismus geführt hat, 

Mit ihrer aktuellen Grund- 
satzdebatte erweist sich die 
CDU als moderne Pro- 
grammpartei Deutschlands. 

brauchen wir eine neue Grundsatzdebatte 
über die geistigen Grundlagen unserer 
Gesellschaft. 
Die CDU erachtet es dabei als ihre 
besondere Selbstverpflichtung, für die 
christlichen Wertgrundlagen unseres Lan- 
des einzutreten. Unser christliches Ver- 
ständnis vom Menschen ist das einer 
freien und verantwortlichen Person, was 
sowohl die Freiheitsrechte des einzelnen 
als auch seine Verantwortung gegenüber 
der Gemeinschaft mit einschließt. Dies 
unterscheidet uns von sozialistischem, 
nationalistischem und liberalistischem 
Denken. 
Wir stehen in Deutschland und Europa 
am Beginn einer neuen Epoche, in der 
viele Gewohnheiten, Besitzstände und 
Strukturen verändert werden müssen. 
Während wir diesen Wandel — auf 
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bewährten Grundlagen — gestalten und 
programmatisch neue Perspektiven ent- 
wickeln, hat sich eine seltsame „Arbeits- 
teilung" in der politischen Landschaft 
eingestellt: Diejenigen, die sich einst 
Reformen auf ihre Fahnen schrieben, 
erweisen sich heute als die „Gestrigen", 
die in wesentlichen Fragen am Status quo 
einer Zeit festhalten, die von anderen 
Bedingungen geprägt war. 
Aktuelle Debatten über die neue Rolle 
Deutschlands in der Welt, den Umbau 
des Sozialstaates, die Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts- 
standortes Deutschland und die Privati- 
sierung öffentlicher Aufgaben belegen 
diese Divergenz. 
So sagen wir als erste politische Kraft 
deutlich, daß in dieser Epoche nicht 
mehr Verteilung, sondern mehr Leistung 
erforderlich ist. Angesichts des schärfer 
werdenden Wettbewerbs in der interna- 
tionalen Wirtschaft, der demographisch 
ungünstigen Bevölkerungsentwicklung, 
des Aufbaus in den neuen Bundesländern 
und im östlichen Europa müssen alle 
mehr daran denken, was sie erbringen 
und erarbeiten, als was sie beanspruchen 
und fordern können. 
Gemeinsame Anstrengung und Arbeit, 
Pflichtbewußtsein, Kreativität und Inno- 
vationsgeist, Gemeinsinn und Verantwor- 
tungsbereitschaft sind die Tugenden, die 
wir aktivieren müssen. Die in der Bundes- 
republik beliebte Verteilungsmentalität 
und das selbstverständlich gewordene 
Besitzstandsdenken der vergangenen 
Jahrzehnte sind vorbei. 

Insbesondere der Umbau des Sozialstaats 
muß fortgesetzt werden. Das Festhalten 
am alten würde ihn gefährden. Antworten 
für die Zukunft sind deshalb nötig, damit 
soziale Gerechtigkeit möglich bleibt. 
Maßstab für diesen Umbau ist der 
Grundwert der Solidarität: Wir wollen 
solidarisch die Risiken absichern, die der 

einzelne, die Familie und die kleinere 
Einheit nicht alleine tragen können. Wir 
wollen mehr Eigenverantwortung, Eigen- 
vorsorge und Selbstbeteiligung verwirkli- 
chen. 
Wir bekennen uns zur neuen Verantwor- 
tung Deutschlands in der Welt. Mit 
einem Denken im Stile der alten Bundes- 
republik, des geteilten Deutschland, wie 
bei der SPD, ist dies nicht möglich. 
Deutschland darf keine neue Sonderrolle 
spielen. Im neuen Grundsatzprogramm 
heißt es eindeutig, daß Deutschland an 
der europäischen Verteidigung und den 
gemeinsamen Aufgaben im Rahmen des 
NATO-Bündnisses teilnehmen und die 
Rechte und Pflichten, die es mit dem Bei- 
tritt zur UNO übernommen hat, in vollem 
Umfang wahrnehmen soll. 

Die Voraussetzungen für die Beteiligung 
Deutschlands an Aktionen zur Wieder- 
herstellung und Wahrung des Friedens 
im Rahmen der Charta der Vereinten 
Nationen müssen geschaffen werden. 
Der Forderung nach einer Klärung des 
Verhältnisses der Nationen in und zu 
einer Europäischen Union entspricht 
unser Programmentwurf ebenfalls mit 
deutlichen Antworten. Dies hat kontro- 
verse Diskussionen auch innerhalb der 
CDU ausgelöst. Es geht unseres Erach- 
tens nicht um die Auflösung der Natio- 
nalstaaten, sondern um die gemeinsame 
Wahrnehmung gemeinsamer Aufgaben. 
Die Handlungsfähigkeit der Gemein- 
schaft muß institutionell gesichert sein. 

Deshalb müssen einzelne staatliche Kom- 
petenzen abgegeben werden, ohne daß 
die Staatlichkeit der Mitgliedsstaaten als 
ganze aufgehoben würde. Der Föderalis- 
mus, wie er die innere Bundesstaatlich- 
keit Deutschlands kennzeichnet, ist unser 
Vorbild für den Aufbau einer Europäi- 
schen Union. In einer föderalen und sub- 
sidiären Ordnung sehen wir die Zukunft 
der Nationen in einem vereinten Europa- 

J 
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.lr treten für einen schlankeren Staat 
^ln> der sich auf seine Kernaufgaben kon- 
entriert. Mehr Verantwortung des einzel- 
en und der Gemeinschaft sowie eine 
eiie Offensive der Deregulierung sind 

forderlich, damit der Staat nicht über- 
^chtet wird. Nicht der Ausbau individu- 

er Abwehrrechte gegenüber dem Staat 
uß heute Priorität haben, sondern die 

d
n"ere Sicherheit. Aber auch generell gilt, 

s
aß nicht liberalistisch-individualisti- 
cnes Denken die Zukunft bestimmen 

^atln, sondern die Wiederherstellung des 
a
Usammenhangs von Freiheit und Ver- 
spottung, von Rechten und Pflichten, 
p n individuellem Anspruch und 
d
emeinwohl. Deshalb ist das „Motto" 
es CDU-Programms „Freiheit und Ver- antw 

bi 

Ortung". 

s !e freje und verantwortliche Gesell- 
,a^ft ist unser Zukunftsbild für Deutsch- 
a|*

d- Die CDU erweist sich mit ihrer 
>Uel|en Grundsatzdebatte über die 
pr 

kUnft unseres Landes als die moderne 
°8rammpartei in Deutschland. 

»Stichwort Drogen" 
Eine Informationsbroschüre zum 

Thema Drogen hat der Bundes- 
jjgsabgeordnete und Mitglied des 
^esprächskreises Drogen der CDU/ 
j-SU-Bundestagsfraktion, Hubert 
H(iPpe, vorgelegt. 

lel des Papieres mit dem Titel „Stich- 
°rt Drogen" ist es, nicht nur auf das 

, .r°genproblem in der Bundesrepublik 
^zuweisen, sondern darüber hinaus 
rundlagenwissen zu vermitteln. 

lc
nforrnationen über Geschichte, Wir- 

w n8 und Gefahren der verschiedenen 
v

r°gen sind dort ebenso zu finden 
SQ

le .Hintergründe über Suchtursachen, 
W|e Therapie und Prävention. 

Kurzarbeitergeld länger 
Die maximale Bezugsdauer für 
Kurzarbeitergeld wird von gegen- 
wärtig 18 auf 24 Monate verlän- 
gert. Bundesarbeitsminister Nor- 
bert Blüm hat die entsprechende 
Verordnung unterzeichnet. 

Mit dieser Ausdehnung, die bereits ab 
1. September 1993 gilt und bis 31. 
Dezember 1994 befristet wird, macht 
der Bundesarbeitsminister von der 
Regelung des Arbeitsförderungsgeset- 
zes Gebrauch, nach der die Bezugs- 
dauer für das Kurzarbeitergeld von 6 
auf höchstens 24 Monate verlängert 
werden kann, wenn außergewöhnliche 
Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt 
vorliegen. 

In Westdeutschland sind gegenwärtig 
525.100 Personen von Kurzarbeit 
betroffen. In Ostdeutschland arbeiten 
155.300 Personen kurz. 

Herzstück des Papiers ist die immer 
emotionaler geführte Diskussion zur 
Legalisierung von Drogen. Argumente 
von Befürwortern wie von Gegner der 
umstrittenen Freigabe von sog. wei- 
chen und harten Drogen werden 
gegenübergestellt und bewertet. Her- 
vorgehoben wird dabei auch die Alibi- 
funktion, die die verschiedenen Frei- 
gabemodelle erfüllen. 

Gegen das Rückporto von 
1,50 DM (in Briefmarken) ist 
die Broschüre zu beziehen über: 
Abgeordnetenbüro 
Hubert Hüppe MdB, 
Bundeshaus HT 413, 
53113 Bonn. 
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Veränderte Gefahrenlage erfordert 
neue Definition deutscher Interessen 
Die objektiven und subjektiven Vor- 
aussetzungen für eine größere deut- 
sche Verantwortung nach der Wieder- 
vereinigung, das Verhältnis von Natio- 
nalstaat und Europa, deutsche Interes- 
sen in Gemeinschaft und Bündnis 
waren Schwerpunktthemen einer Klau- 
surtagung des Geschäftsführenden 
Vorstandes der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion am 23. und 24. August in 
Berlin. 

Der Geschäftsführende Fraktionsvor- 
stand, erweitert um die Vorsitzenden und 
Obleute der Bundestagsausschüsse für 
Auswärtiges, Verteidigung und Europa 
unternahm es, Antworten auf grundle- 
gende Fragen der Standortbestimmung 
Deutschlands in der Welt zu finden und 
diskutierte konkrete Fragen wie die der 
Vertiefung und Erweiterung der Gemein- 
schaft und des Verhältnisses zwischen 
Deutschland und Amerika bzw. Europa 
und Amerika. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
dankt dem Vizekanzler der Bundesrepu- 
blik Österreich, Herrn Dr. Erhard Busek, 
dem Präsidenten der Europäischen 
Volkspartei, Herrn Ministerpräsident 
a. D. Wilfried Martens und Herrn Profes- 
sor Michael Stürmer, dem Direktor der 
Stiftung Wissenschaft und Politik in 
Ebenhausen, für ihre Diskussionsan- 
stöße. 
Vizekanzler Dr. Busek stellte die Heraus- 
forderungen und die Chancen vor, die 
auf die Europäische Gemeinschaft durch 
die Erweiterung um die EFTA-Staaten 
und die Staaten Mittel- und Osteuropas 
zukommen. Er forderte die Einbeziehung 
vor allem der Visegrad-Staaten in die 
westlichen Sicherheitsstrukturen. Auch 

hierbei wachse Deutschland eine Schlüs- 
selrolle zu. Er rief dazu auf, die Chancen 
beherzter zu nutzen, die sich für eine 
gesamteuropäische Zukunft bieten. 
Professor Stürmer verwies auf die Not- 
wendigkeit einer realistischen Definition 
deutscher Interessen angesichts veränder- 
ter globaler Gefahrendimensionen. Vor 
allem die europäische Einigung müsse als 
Gestaltungsaufgabe begriffen werden, 
der sich Deutschland annehmen müsse. 
NATO und EG müßten als verläßliche 
Ordnungssysteme genutzt und weiterent- 
wickelt werden, um den neuen Heraus- 
forderungen gerecht zu werden. 
Der Präsident der Europäischen Volks- 
partei, Herr Martens, führte in die Dis- 
kussion Forderungen nach einer Stär- 
kung der Entscheidungs- und Handlung5 

fähigkeit der EG auch durch institutio- 
nelle Reformen und nach einer europä«' 

Ergebnisse der Klausurta- 
gung des Geschäftsführen- 
den Vorstandes der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion atf 
23. und 24. August in Berlin 

sehen Sicherheitspolitik als integralem 
Bestandteil der Ziele der Gemeinschaf1 

ein. Er rief zur Übernahme größerer eur 
päischer Verantwortung für die eigene 
Sicherheit im Rahmen der transatlanti- 
schen Partnerschaft auf. 
Der außenpolitische Sprecher der CVV 

CSU-Bundestagsfraktion, Karl Lamers, 
legte als Diskussionsgrundlage ein PaP 
über die außenpolitische Verantwortung 
Deutschlands und seiner Interessen vor- 
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Deutsche Außenpolitik 
vor neuen Herausforderungen 

°'e deutsche Außenpolitik steht vor 
Jjuen, neuartigen und schwierigen 
Herausforderungen. Die Risiken sind 
beträchtlich, aber die Chancen sind 
Jj'ch groß. Will Deutschland diesen 
Herausforderungen gerecht werden, 
5[*ö es nach den Anstrengungen zur 
Wiederherstellung seiner inneren Ein- 
"e't der Außenpolitik den ihr für die 
j^unftssicherung Deutschlands 
gebührenden Vorrang einräumen. 

orrangiges Ziel deutscher Außenpolitik 
e,bt die Sicherung von Frieden, Freiheit 

n<J Wohlstand für unser Land. Bei der 
urchsetzung dieses Ziels besteht die 
otwendigkeit, Interessen und Wertvor- 
"ungen unserer Partner mit Eigeninter- 

Sen in Übereinstimmung zu bringen. 

s L0!1 4^ Jahren Teilung und einge- 
tränkter Souveränität tut sich das wie- 
^ervereinigte Deutschland mit seiner 

Uen Verantwortung in Europa und der 
p e,t verständlicherweise schwer. Aber 
gj?eden und Freiheit sind unteilbar. Es 
I   "keine bequeme Nische für Deutsch- 

*<*• In einer Welt schnellen Wandels 
ko /?.ramatiscn ansteigender Verteilungs- 
^ c te lcann kem Land für sicn allein n frieden sichern. 

^iclfi Cnerun8 von Existenz- und Ent- 
hä   'Ungsfähigkeit der deutschen Nation 
int 

8t wegen Deutschlands Lage, seiner 
Q  r"at'onalen Verflechtung, seiner 
v0tl

C. cnte und seiner relativen Stärke 
hat D

,nem stabilen Umfeld ab. An diesem 
eSSe 

eutschland ein fundamentales Inter- 

sche Union, die die übereinstimmenden 
grundsätzlichen Interessen Deutschlands 
und seiner Nachbarn zusammenfaßt. 
Durch die Stärkung der Europäischen 
Union als Modell friedlichen Interessen- 
ausgleichs kann der Gefahr einer Rück- 
kehr zu alten Verhaltensmustern in 
Europa, zu Gleichgewichtsdenken, Hege- 
moniestreben, Nationalismus und Gewalt 
begegnet werden. 
Erfolge bei der Bewältigung der die Bür- 
ger bewegenden Probleme können der 
sich anbahnenden Akzeptanzkrise der 

G 'estaltu ngsrahmen dafür ist die Europäi- 

Schlußfolgerungen aus der 
Klausurtagung des 
Geschäftsführenden Vor- 
standes der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion am 23./24. 
August in Berlin 

Gemeinschaft den Boden entziehen. 
Daher muß der Vertrag von Maastricht 
umgesetzt und mit Leben erfüllt werden. 
Gleichzeitig gilt es, die Gemeinschaft 
durch eine qualitative Steigerung ihrer 
Handlungsfähigkeit erweiterungsfähig zu 
machen. Dafür müssen institutionelle 
Reformen in Angriff genommen werden. 
Die Europäische Union muß auch die 
Institutionen und Instrumente für eine 
gemeinsame Sicherheitspolitik erhalten. 
Vor allem aber müssen die Europäer 
beweisen, daß sie ein gemeinsamer Wille 
eint. 

Im Jugoslawienkonflikt war sich Europa 
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nicht einmal in der Bewertung der Vor- 
gänge einig. Eine entschlossenere und 
einigere Politik hätte eine größere 
Chance gehabt, den Krieg einzudämmen. 
So ist dem europäischen Einigungsgedan- 
ken schwerer Schaden erwachsen. Die 
Konsequenz muß eine Intensivierung der 
Bemühungen um eine gemeinsame euro- 
päische Außen- und Sicherheitspolitik 
sein. 
Deutschland hat ein essentielles Interesse 
daran, die im Westen geschaffene Neu- 
ordnung auszubauen und den östlichen 
Teil Europas mit einzubeziehen. Die Völ- 
ker und ihre Führungen in den Reform- 
ländern Mittel- und Osteuropas brauchen 
zur Durchsetzung des schwierigen Umge- 
staltungsprozesses eine klare Perspektive, 
insbesondere aber den Zugang zu den 
westlichen Märkten. 

Der Integrationskern, die Europäische 
Union, muß schrittweise nach der Auf- 
nahme der EFTA-Länder um die integra- 
tionsfähigen Länder Mittel- und Osteuro- 
pas, das heißt im wesentlichen um die 
Visegradländer erweitert werden. Ihr Bei- 
tritt zur Gemeinschaft liegt in unserem 
Interesse an einem stabilen Umfeld. Er 
stellt eine Bereicherung der Europäischen 
Union über das Wirtschaftliche hinaus 
dar. 
Die NATO als die derzeit einzige funk- 
tionsfähige militärische Sicherheitsstruk- 
tur in Europa, die zugleich die USA 
sicherheitspolitisch in die europäischen 
Angelegenheiten einbindet, muß neue 
Aufgaben für Europa übernehmen. Um 
die transatlantischen Beziehungen für die 
Zukunft dauerhaft tragfähig zu machen, 
müssen die Europäer einen größeren Teil 
der Verantwortung in der Allianz über- 
nehmen. Deswegen muß die WEU zum 
europäischen Pfeiler in der Allianz wer- 
den, auch um eine Duplizität der Struktu- 
ren zu vermeiden. 
Die sicherheitspolitischen Probleme der 

mittel- und osteuropäischen Länder, die 
der Europäischen Union beitreten wer- 
den, lassen sich vor einer Mitgliedschaft 
in der NATO am besten durch ihre ver- 
stärkte sicherheitspolitische und militäri- 
sche Heranführung und spätere Mitglied- 
schaft in der WEU lösen. 
Die Stabilisierung Rußlands ist das ent- 
scheidende deutsche und europäische 
Interesse im Osten des Kontinents. Mit 
Rußland muß ein Netzwerk verflechten- 
der Kooperation über das Wirtschaftliche 
hinaus ausgebaut werden. Auch Rußland 
muß seinen Platz in Europa finden. Eine 
stabile Sicherheitsordnung in Europa 
muß mit Rußland gesucht werden. Diese 
Aufgabe kann im sicherheitspolitischen 
Bereich vor allem von der KSZE geleistet 
werden. Auch darauf muß die KSZE 
institutionell vorbereitet werden. 
Deutschlands Interesse an stabilen und 
prosperierenden Nachbarn liegt unmittel' 
bar auch in der hohen Exportabhängig- 
keit der deutschen Volkswirtschaft 
begründet. Sicherung und Ausbau der 
europäischen Basis deutschen Wirtschar 
tens gehören damit zu den hervorragend- 
sten Zielen deutscher Politik. Daher lieg1 

auch die Währungsunion als logische 
Ergänzung des Binnenmarktes und vor 
allem als harter Kern der politischen 
Union im Interesse Deutschlands. 

Zeitplan einhalten 
Im Hinblick auf die Wirtschafts- und 
Währungsunion ist die Einhaltung der 
Stabilitätskriterien entscheidend für die 
Einhaltung des Zeitplans. Die notwend»' 
gen Voraussetzungen, die Erfüllung der 
Konvergenzkriterien, müssen durch ein6 

abgestimmte Wirtschafts-, Finanz- und 
Haushaltspolitik geschaffen werden. 
Für den Erfolg der Europäischen Unio«1 

ist die Bekämpfung von Rezession und 
Arbeitslosigkeit sowie die Sicherung def 

Wettbewerbsfähigkeit des Standortes 

J 
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Olympische Spiele 2000 nach Berlin 
Zur Bewerbung Berlins um die Aus- 
tragung der Olympischen Spiele des 
Jahres 2000 in Berlin erklärte der 
Vorsitzende der Arbeitsgruppe 
„Inneres und Sport" der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Erwin 
Marschewski: 

Wer erlebt hat, mit welcher Begeiste- 
rung alle Beteiligten die Weltmeister- 
schaft der Leichtathleten in Stuttgart 
zu einer großartigen Begegnung der 
Deutschen mit anderen Nationen 
gemacht haben, muß dafür eintreten, 
daß Berlin Austragungsstätte der 
Olympischen Spiele wird. 
Es paßt nicht, wenn in Deutschland 
gesagt wird, daß wir uns die Spiele in 
Berlin nicht leisten können. Wir sind 
ein wohlhabendes Land — trotz vieler 
Aufgaben in den nächsten Jahren. 

Wir sollten Olympische Spiele in Ber- 
lin als nationale Aufgabe und Chance 
begreifen. Ich bin sicher, daß unsere 
deutschen Landsleute, daß Athletin- 
nen und Athleten die anreisenden 
Zuschauer aus aller Welt als willkom- 
mene Gäste in Deutschland begrüßen 
werden. Mit Olympischen Spielen in 
Berlin können wir Deutsche der Welt 
zeigen, wie Deutschland wirklich ist. 
Stuttgart hat ein hervorragendes Bei- 
spiel gegeben; Stuttgart hat gezeigt, 
wie weltoffen und freundlich wir 
unsere ausländischen Gäste aufneh- 
men. 
Olympische Spiele in Berlin 2000 
wären auch eine Chance für unsere 
Jugend: die Jugend könnte den Sport 
wieder mehr als Orientierung begrei- 
fen. Auch von daher gilt es, sich für 
Olympia 2000 in Berlin einzusetzen. 

j~uropa von herausragender Bedeutung. 
uabei müssen protektionistische Maß- 
nahmen vermieden werden. Deutschland 
*ann nicht auf weltweiten Freihandel 
^d weltweite Arbeitsteilung verzichten, 
•es gilt gleichermaßen für die westeuro- 

päische Wirtschaft. Daher ist der erfolg- 
siche Abschluß der Verhandlungen im 

Rahmen der Uruguay-Runde des GATT 
.Is Ende 1993 vordringlich; hierzu ist 
'^e gemeinsame Position der Europäi- 
^hen Gemeinschaft unerläßlich. 
,e Stärkung der Autorität der Vereinten 
ationen ist ein wesentliches Element für 

! lne friedliche Weltordnung. Deutsch- 
^nd muß seinen Pflichten als Mitglied 
. r vereinten Nationen in vollem 

itfang nachkommen. 
Falis 
cherh 

es zu einer Erweiterung des Weltsi- 
eitsrates kommt, sollte Deutschland 

einen ständigen Sitz anstreben. Vorrangi- 
ges Ziel muß eine gemeinsame Politik der 
Europäischen Union in den Vereinten 
Nationen sein. 

Deutschlands Ziel muß es sein, die 
Anwendung moralischer Prinzipien in 
der Außenpolitik mit Realismus und kla- 
rer Interessendefinition zu verbinden. Es 
darf nicht der Neigung nachgeben, sich 
für alles auf der Welt verantwortlich zu 
fühlen und damit in Wirklichkeit für 
nichts verantwortlich zu sein. Seine Mög- 
lichkeiten, wirksam zu handeln, bestim- 
men seine Fähigkeiten, Verantwortung zu 
übernehmen. Deswegen muß Deutsch- 
land vor jedem Engagement prüfen, wie 
weit seine Mittel und Möglichkeiten und 
wie weit seine Interessen reichen. Diese 
dürfen nicht allein durch die Medienbe- 
deutung eines Falles beschrieben werden. 
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Das politisch-extremistische 
Gesamtpotential blieb unverändert 
Das politisch-extremistische Gesamt- 
potential hat sich 1992 gegenüber den 
Vorjahren nur wenig verändert. 

Die Zahl der organisierten Linksextremi- 
sten stieg um 2.000 auf 28.500, sie sank 
bei den beeinflußten Organisationen um 
2.500 auf 12.500. Im wesentlichen ist das 
zurückzuführen auf den Zuwachs anar- 
chistischer, autonomer und sonstiger 
sozialrevolutionärer Gruppen. Diese Zahl 
beinhaltet nicht das zusätzlich mehrere 
tausend Personen umfassende Mobilisie- 
rungspotential der „Szene" sowie die 
mehrere tausend Personen zählende 
Anhängerschaft der „Kommunistischen 
Plattform" in der PDS. 
Die Zahl der Rechtsextremisten stieg um 
fast 3.000 auf 42.700. Der Zuwachs war 
insbesondere bei den militanten Rechts- 
extremisten (6.400) zu verzeichnen, die 
Mitgliedereinbußen der NPD wurden 
durch den Mitgliederanstieg der DVU 
mehr als aufgefangen. Die Mitgliederzahl 
der „Republikaner" ist hier nicht berück- 
sichtigt (25.000 nach eigenen Angaben), 
da über diese Partei erst seit Dezember 
1992 Erkenntnisse über tatsächliche 
Anhaltspunkte extremistischer Bestre- 
bungen gesammelt werden. 
Es sind bekanntlich eine Reihe von 
Gerichtsverfahren anhängig, mit denen 
sich die „Republikaner" gegen eine Beob- 
achtung mit nachrichtendienstlichen Mit- 
teln oder Erwähnung in Verfassungs- 
schutzberichten wenden. Es gab auch 
schon erste — widersprüchliche — Ent- 
scheidungen von Verwaltungsgerichten 
zum einstweiligen Rechtsschutz. In Nie- 
dersachsen dürfen aus Gründen einer 
sehr hoch angesetzten Verhältnismäßig- 
keit einstweilen keine ND-Mittel gegen 

die „Republikaner" eingesetzt werden, in 
Nordrhein-Westfalen kam das Gericht zu 
dem Schluß, daß das Interesse an unge- 
störter Parteiarbeit gegenüber dem Inter- 
esse an der Erhaltung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung zurück- 
treten müßte. Der Bayerische VGH hat 
aus eben diesen Gründen die Vollziehung 
eines anderslautenden Beschlusses des 
VG München vorläufig ausgesetzt. In 
Baden-Württemberg wurde der Antrag 
der „Republikaner" zurückgewiesen. 
Anhängig sind darüber hinaus noch Ver- 
fahren in Rheinland-Pfalz, Berlin und im 
Saarland sowie die aus Sicht der Bundes- 

Aus der Erklärung 
des Bundesinnenministers, 
Manfred Kanther, zum 
Verfassungsschutzbericht 
1992 am 26. August 

regierung unzulässige Organklage auf 
Bundesebene. 
Die Zahl der Ausländerextremisten ging 
weiter um über 3.000 auf 39.800 zurück, 
deutlich verringert hat sich hier die Zahl 
der einschlägigen Organisationen auf ins' 
gesamt 67 (Vorjahr 79). 
Die Zahl der politisch motivierten Gewalt' 
taten (das sind Angriffe gegen Leib und 
Leben, Brand- und Sprengstoffanschläge 

sowie Sachbeschädigungen mit erhebli- 
cher Gewaltanwendung) hat sich 1992 
gegenüber 1991 in allen Bereichen deut- 
lich erhöht, insgesamt über 55 Prozent 
(3.697 gegenüber 2.339). Es sind für den 
Bereich des Rechtsextremismus 1992 
2.584 (1991: 1.483), für den Bereich des 
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Unksextremismus 972 (1991:797) und für 
den Bereich des Ausländerextremismus 
141 (1991:59). 
Die Zahl der Todesopfer hat sich 1992 
gegenüber dem Vorjahr mehr als verdrei- 
facht: Rechtsextremismus 17 (3), Linksex- 
tremismus 1 (2) und Ausländerextremis- 
mus 7 (3). Von den linksextremistischen 
Gewalttaten sind fast 400 dem „antifa- 
schistischen Kampf zuzuordnen, unter 
anderem ein Tötungsdelikt und mehr als 
»00 Körperverletzungen sowie über 
50 Brand- und Sprengstoffanschläge. 
Fast 90 Prozent der rechtsextremistischen 
Gewalttaten waren ausländerfeindlich 
Motiviert. 

Wegen Landesverrat und Gefährdung der 
äußeren Sicherheit, insbesondere wegen 
geheimdienstlicher Agententätigkeit hat 
dje Bundesanwaltschaft 1992 1.737 
Ermittlungsverfahren eingeleitet. 56 Per- 
sonen wurden festgenommen, in 44 Fäl- 
len erging Haftbefehl. 

liSß rl'Hrm'l'ffl'r-fllfllFH 
Die politische Bildungsarbeit in 

Sachsen-Anhalt läuft auf vollen 
Touren. Eine der nächsten Veranstal- 
tungen dort: 

4. Dialog-Forum 

Vom sozialistischen Leitbild 
zum Wertepluralismus — 
Erziehung im 
vereinten Deutschland 

17. und 18. September 1993 
Veranstaltungsort: Gemeindehaus 
(Großer Saal) der Evangelischen Kir- 
chengemeinde, Altstadt Magdeburg 

Hauptthemen: 
• »Mutmachen für die Demokratie" 

Die Bedeutung der bildungspoliti- 

Zlir Kenntnis: Die Gewalttäter 
von rechts und links haben bisher nie 
die verfassungsmäßige Ordnung der 
Bundesrepublik zu erschüttern ver- 
mocht, aber sie haben Leben ausge- 
löscht oder verstümmelt: Es sind ein- 
zelne unschuldige Menschen, die den 
Preis für den politischen Wahn anderer 
bezahlen. 17 Todesopfer im vergange- 
nen Jahr haben die Rechtsextremisten 
zu verantworten; sieben davon waren 
Ausländer, die zehn Deutschen sind 
nicht von der breiten Öffentlichkeit zur 
Kenntnis genommen worden. Auch die 
Blutspur, die verfeindete Gruppen extre- 
mistischer Ausländer in Deutschland 
ziehen, ginge nach den Tagesnachrich- 
ten unter, wenn nicht der Jahresbericht 
an sie erinnerte. 

Frankfurter Allgemeine Zeitung 

sehen Infrastruktur für die Erziehung 
zu Freiheit und Verantwortung 
• Begabung, Unterricht und Ethos — 
Kann Erziehung die „Sitten der Men- 
schen sanft" machen (Montesquieu)? 
• Verantwortung, Emanzipation oder 
Selbstverwirklichung? — Die pädago- 
gische Leitbilddiskussion in unserer 
Gesellschaft 
• Pluralität und Toleranz — Was 
heißt „Grenzen der Toleranz" in der 
modernen Demokratie? 
Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum 
Schloß Wendgräben 
Postfach 16, 39279 Isterbies 
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Mehr Bundesaufträge für Unternehmen 
in den neuen Bundesländern 
Die Bundesministerien haben im 
ersten Halbjahr 1993 Aufträge für gut 
sechs Milliarden Mark an Unterneh- 
men in den neuen Bundesländern ver- 
geben. 

Das ist „eine beträchtliche Steigerung" 
gegenüber dem Gesamtjahr 1992 und 
annähernd 20 Prozent der gesamten Auf- 
tragsvergabe der Ministerien, so eine vom 
Wirtschaftsministerium im Kabinett vor- 
gelegter Bericht. 
Das Kabinett beschloß, die Vorzugsrege- 
lungen für ostdeutsche Anbieter bis Ende 
1995 zu verlängern. Bei Aufträgen bis zu 
100.000 Mark dürfen ostdeutsche Firmen 
damit auch dann den Zuschlag bekom- 
men, wenn ihre Preise bis zu fünf Prozent 
höher sind als die der westdeutschen 
Konkurrenz. 

Nachträgliche Korrekturen 

Bei Großaufträgen können sie ihre Preise 
nachträglich auf das günstigste Angebot 
eines westdeutschen Mitbieters zurück- 
nehmen, um den Zuschlag zu erhalten. 
Nach dem Bericht hat das Verteidigungs- 
ministerium in diesem Jahr bereits Auf- 

träge von über 551 Millionen DM in die 
neuen Länder vergeben. Das ist mehr als 
doppelt so viel wie 1992. 
Neben hohen Bauaufträgen seien auch 
die Bezüge von Waren und Dienstleistun- 
gen aus den neuen Ländern von fünf auf 
über neun Prozent gestiegen. 

Ostdeutsche Bieter profitieren 

Das betrifft unter anderem Wasserfahr- 
zeuge, Mineralölerzeugnisse, Büroma- 
schinen, Verpflegung und Bekleidung. 
Darüber hinaus werden Aufträge zur Ver- 
wertung und Entsorgung von Material 
der ehemaligen NVA an Unternehmen 
aus den neuen Ländern vergeben. 
Das Bundesfinanzministerium habe mit 
232 Millionen Mark sogar 49 Prozent sei- 
ner Aufträge nach Ostdeutschland verge- 
ben, das Bauministerium mit 225 Millio- 
nen Mark 26 Prozent. 
Ostdeutsche Bieter profitierten auch ganz 
erheblich von den bedeutenden Investi- 
tionen im Verkehrsbereich. 31 Prozent 
der Bauaufträge für Bundesstraßen und 
aus dem Bereich der deutschen Bahnen 
gingen in die neuen Länder. 

Auftragsschub 
Das Verarbeitende Gewerbe der 
neuen Bundesländer hat im Juni wert- 
mäßig 21 Prozent mehr Aufträge 
erhalten als im Mai. Gegenüber dem 
Juni des Vorjahres betrug der Anstieg 
18 Prozent. Der Auftragsschub, der 
sich vor allem aus einer um 27,5 Pro- 
zent höheren Inlandsnachfrage als im 

Mai ergab, reichte jedoch nicht aus, 
um das Mai-Ergebnis auszugleichen. 
Die ausländischen Order blieben im 
Juni auf dem Niveau vom Mai. Das 
Grundstoff- und Produktionsgüterge- 
werbe meldete ein Plus von 24 Pro- 
zent, der Investitionsgüterbereich plus 
22 Prozent und das Verbrauchsgüter 
produzierende Gewerbe plus zwölf 
Prozent. 
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Wettbewerbsnachteile deutscher 
Transportunternehmer abgebaut 
£u der immer wieder zu hörenden 
Behauptung aus Kreisen des deutschen 
Straßengüterverkehrsgewerbes, die 
^gesehene Senkung der Kfz-Steuer 
'ür Lkw führe im Hinblick auf die 
8'eichzeitige Mineralölsteuererhöhung 
'ür Dieselkraftstoff sowie die Einfüh- 
rung einer Lkw-Vignette nicht zu 
e'nem Abbau der bestehenden Wettbe- 
werbsnachteile der deutschen Trans- 
portunternehmer gegenüber ihren EG- 
Konkurrenten, erklärte der Staats- 
sekretär im Bundesministerium der 
F'nanzen, Franz-Christoph Zeitler: 
lTn Mißbrauchsbekämpfungs- und Steu- 
eroereinigungsgesetz, dessen Referenten- 
entwurf in diesen Tagen den Ländern 
Und Verbänden übermittelt wurde, ist 
yprgesehen, zum 1. Januar 1994 die 
^•"aftfahrzeugsteuer für Lkw von bisher 
rund 10.500 DM für einen 40-t-Lastzug 
uf 5.000 DM für nicht emissionsarme 

Fahrzeuge und auf bis zu 3.500 DM für 
^ssionsarme Fahrzeuge zu senken. 
lel dieser Maßnahme ist es, die deutsche 
raftfahrzeugsteuer dem Niveau in den 

nderen EG-Mitgliedstaaten anzunähern 
nd damit die bestehenden Wettbewerbs- 
achteile der deutschen mittelständischen 
ransportunternehmer gegenüber ihren 
r°päischen Konkurrenten abzubauen. 

^ le Entlastung bei einem 40-t-Lkw 

Diuä8tdanacn rund 5-500 DM bis 7-000 

I     • ^ie Bundesregierung hatte sich in 
k gen Jahren bei vielen Sitzungen des 
j^Päischen Rats der Finanz- und Ver- 
j^ ^minister darum bemüht, für diese 
, Jßnahme das „grüne Licht" der EG zu 
^rnmen. 
?ümh bei der im Ranmen der Bahnreform 

'•Januar 1994 notwendig werden- 

den Erhöhung der Mineralölsteuer sind 
die Belange des deutschen Transportge- 
werbes soweit möglich berücksichtigt 
worden. So steigt die Mineralölsteuer auf 
Benzin um 16 Pfennig pro Liter, für Die- 
sel dagegen nur um 7 Pfennig pro Liter. 
So liegt insbesondere die Preisdifferenz 
zu den Niederlanden mit durchschnittlich 
ca. 3 Pfennig noch im Rahmen der regio- 
nalen und zeitlichen Schwankungen der 

Die Senkung der Kfz-Steuer 
für Lkw ab 1. Januar 1994 
verbessert trotz Dieselsteuer- 
anhebung die Wettbewerbs- 
situation der deutschen 
Transportunternehmer. 

Mineralölpreise. Die Mehrbelastung für 
einen 40-t-Lastzug mit einer Jahresfahr- 
leistung von 100.000 km und einem Ver- 
brauch von 35 1 für 100 km von rund 
2.450 DM wird durch die Kraftfahrzeug- 
steuerentlastung deutlich überkompen- 
siert, so daß — entgegen dieser Behaup- 
tung — mit einer Nettoentlastung von 
rund 3.000 DM bis 4.500 DM im Ergeb- 
nis eine nicht unerhebliche Verbesserung 
der Wettbewerbssituation des deutschen 
Transportgewerbes erreicht wird. 
Die ab 1. Januar 1995 geplante Lkw-Vig- 
nette mit einer Obergrenze von zunächst 
2.500 DM pro Jahr für einen 40-t-Last- 
zug, mit der der Einstieg in eine Heran- 
ziehung auch ausländischer Lkw zu den 
deutschen Wegekosten geschafft ist, trifft 
deutsche und ausländische Lkw gleicher- 
maßen. Sie ist damit wettbewerbsneutral. 
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Der Euro-Führerschein kommt 
Die Politische Union Europas 
nimmt immer mehr konkrete 
Gestalt an. Sie wird zunehmend für 
jeden europäischen Unionsbürger 
erfahrbar. 
Ab etwa Mitte 1995 werden Euro-Füh- 
rerscheine ausgegeben. Spätestens ab 
dem 1. Juli 1996 soll der Euro-Führer- 
schein EG-weit gelten. Ein weiterer 
wichtiger Schritt auf dem Weg des 
Europas der Bürger wird verwirklicht. 
Ein Euro-Führerschein braucht künf- 
tig bei einen Umzug innerhalb der 
Europäischen Union nicht mehr 
umgetauscht zu werden. Damit wird 
Verwaltungsaufwand eingespart. 
Außerdem wird sichergestellt, daß 
Fahrerlaubnisse in der Europäischen 

Union nur noch nach mit den hohen 
deutschen Prüfungsanforderungen 
und Gesundheitsstandards vergleich- 
baren Kriterien vergeben werden. Das 
trägt zur Verkehrssicherheit in 
Deutschland und Europa bei. 

Durch eine engere Zusammenarbeit 
der EG-Staaten, ihrer Behörden und 
Gerichte, wird von vornherein sicher- 
gestellt, daß der Verzicht auf die 
Umtauschpflicht sowie der Wegfall 
der Führerscheinkontrollen an den 
EG-Binnengrenzen auch positiv wirk- 
sam werden. Die deutsche Polizei 
kann so z. B. bei den Behörden unse- 
rer europäischen Nachbarn sofort 
nachfragen, welche Art von Fahrer- 
laubnis ein EG-Ausländer hat. 

Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftunq 
Die Nachfrage war außergewöhn- 

lich gut. Die Konrad-Adenauer- 
Stiftung hat daher jeden erdenklichen 
Grund, ihr Angebot an „frauenpoliti- 
schen Fachtagungen, Seminaren und 
Diskussionsveranstaltungen" fortzu- 
setzen. Dr. Günther Rüther, Leiter des 
Arbeitsbereichs „Politische Bildung" 
der KAS, zum übergreifenden Ziel: 
„Frauen zur Teilnahme am politischen 
Geschehen zu motivieren, den Dialog 
zwischen den Frauen und der Politik 
zu fördern, über aktuelle Themenfel- 
der zu informieren sowie kommunika- 
tive Fähigkeiten zu vermitteln." 
Über Einzelheiten — Veranstaltungs- 
art, Thema, Veranstaltungsort — 
informiert die Broschüre 

Frauen im Gespräch 
Einige der Projekte: 

• Kolleg „Frauen und Politik" 
• Frauen in der Geschichte 
• Frauen in der Kommunalpolitik 
• Frauen in Politik und Gesellschaft 
• „Männer und Frauen sind gleichbe- 

rechtigt" 
• Frauen in Deutschland und in 

Europa 
• Familien- und Mutter-Kind-Semi- 

nare 
• Rhetorik und Kommunikation 
• „Frauen im Gespräch" 
• Ausstellungen 
Das 16 Seiten umfassende Heft gibt 
auf Anfrage ab: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Politische Bildung/ 
HA Bildungswerke 
50387 Wesseling 
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Über 38 Millionen Vereinsmitglieder mit 
fast 700.000 hauptamtlichen Mitarbeitern 
Jjjfehr als 38 Millionen Bundesbürger 
sind in Vereinen organisiert. Das geht 
*us einer Untersuchung der Deutschen 
Gesellschaft für Freizeit hervor, die 
as Bonner Familienministerium in 

auftrag gegeben hat. 

^ häufigsten sind danach Sportvereine: 
h.ast 100.000 der insgesamt 240.000 Ver- 
^e bieten sportliche Aktivitäten — vom 
ußball übers Kegeln bis zum Wasser- 
Port. Es folgen Musikvereinigungen 

J28-000) sowie Brauchtums- und Tradi- 
«onsgruppen (23.000). 

Wohl der Sportbereich insgesamt die 
e'sten Mitglieder zählt, sind die mitglie- 
erstärksten Vereine bundesweite Zusam- 

. enschlüsse wie die Automobilclubs, 
5 ^Hifs- und Hilfsorganisationen. Rund 
'  Millionen Bundesbürger arbeiten 

JJrenamtlich in Vereinen mit. Bei den 
phlfahrtsverbänden sind es etwa 1,5 
'Uionen, in Umweltverbänden minde- 

rs 500.000. 

reiche Arbeitsplätze  

gleich bieten die Vereine aber auch 
d.ne große Zahl an Arbeitsplätzen. Allein 
7J1 Wohlfahrtsverbände haben fast 
jU-000 hauptamtliche Mitarbeiter. 

nner sind in den traditionellen Verei- 

nen in der Überzahl. In den jüngeren Ver- 
einsformen wie Selbsthilfegruppen hat 
sich das Verhältnis der Geschlechter 
zugunsten der Frauen verschoben. 

Das Engagement der Vereine ist dabei 
keineswegs immer auf den jeweiligen Ver- 
einszweck beschränkt, heißt es in der 
Expertise. Zunehmend engagierten sich 
Sport-, Kultur- und Freizeitvereine auch 
im sozialen, ökologischen und karitativen 
Bereich. 

Zugleich treten sie als Sponsoren für 
Benefizveranstaltungen, Aktionen für 
Minderheiten oder Umweltschutz sowie 
für Brauchtums- und Denkmalpflege auf. 

Orte des Miteinander^ 

Bundesfamilien- und Seniorenministerin 
Hannelore Rönsch hat das Engagement 
der Vereine als einen Ort des Miteinan- 
der von Alt und Jung gewürdigt: 
„Gerade die Älteren können in Vereinen 
in ganz besonderer Weise ihre Erfahrun- 
gen einbringen, sich sozial engagieren, 
Werte vermitteln, Tradition und Brauch- 
tum pflegen. Vereine leisten so auch 
einen wichtigen Beitrag dafür, daß ältere 
Menschen Anerkennung für ihre Fähig- 
keiten finden und in der Mitte unserer 
Gesellschaft leben können." 

Produktionsboom bei ostdeutschem Tafelwasser 
*e Produktion von Tafelwasser und alkoholfreien Getränken ist in den neuen 
undesländernim vergangenen Jahr um 168 Prozent auf 416,2 Millionen DM 

jpstiegen. Bei Bier ist dagegen nur eine Produktionssteigerung um 35 Prozent 
e
uf 1,26 Milliarden DM registriert worden. Den höchsten Produktionswert 

Reichten Fleisch und Fleischerzeugnisse mit 3,73 Milliarden DM bei einer 
Cüwachsrate von 4,5 Prozent. 
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Rücksicht im Verkehr kommt an 
Zur Halbjahresbilanz 1993 der 
Straßenverkehrsunfälle erklärte der 
verkehrspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Dirk Fischer (Hamburg): 

Rücksicht im Verkehr kommt an. In 
der Verkehrssicherheit wurden 1993 
Fortschritte gegenüber 1992 erreicht: 

• Die Verkehrsunfälle gingen um 
2 Prozent zurück, 
• die Unfälle mit Personenschäden 
um 3 Prozent. 
• Es sind 3 Prozent weniger Verkehrs- 
tote zu beklagen, und 
• die Anzahl der Verletzten sank um 
3 Prozent. 
Leider trifft diese an sich erfreuliche 

Statistik noch nicht auf alle Bundes- 
länder gleichermaßen zu. In den 
neuen Bundesländern nahmen die 
Unfälle noch um 13 Prozent zu, die 
Unfälle mit Personenschäden nur um 
2 Prozent. Erfreulich ist dennoch, daß 
dort die Anzahl der Verkehrstoten um 
12 Prozent sank. 
Diese insgesamt rückläufigen Zahlen 
der Verkehrsunfälle und ihrer Folgen 
sind für die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion dennoch Ansporn, im Bemü- 
hen um mehr Verkehrssicherheit nicht 
nachzulassen. Jeder Unfall ist einer 
zuviel. Das Verantwortungsbewußt- 
sein und die Bereitschaft zur Rück- 
sichtnahme, insbesondere gegenüber 
schwächeren Verkehrsteilnehmern, 
müssen weiter gestärkt werden. 

Wir greifen in den Foren stets 
aktuelle Fragestellungen auf, 

tragen artikulierte Anliegen und Pro- 
bleme in die Öffentlichkeit, stellen 
neue Sichtweisen und Ideen einem 
breiten Publikum vor. — So die Cha- 
rakterisierung der „Eichholzer Foren" 
im neuen Programm des Bildungszen- 
trums Schloß Eichholz. 
Das erste Angebot dieser Art in der 
zweiten Jahreshälfte: 
Veranstaltung Nr. 244 
Von der Geschichte aufgewühlt 
— Der Umbruch in Europa und 
der Einfluß Abrahamitischer 
Religiosität auf eine Ethik poli- 
tischen Zusammenlebens 
22. bis 23. September 1993. 

Hauptthemen: 
• Der Politiker zwischen Wählerinter- 
esse und Gemeinwohlverpflichtung. 
• „Der liberale Staat lebt von Voraus- 
setzungen, die er nicht selbst garantie- 
ren kann." — Die Pflicht der Religio- 
nen zur ethischen Einmischung. 

Zur Teilnahme eingeladen sind: 
Vertreterinnen und Vertreter muslimi- 
scher, jüdischer und christlicher Ver- 
bände und Organisationen. 
Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
50367 Wesseling 
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Abgasuntersuchung ab Dezember 
«ür alle Kraftfahrzeuge 
. JJr Erweiterung der bisherigen 
.^gassonderuntersuchung erklärten 
r>J J'erkehrspolitische Sprecher der 
^U/CSU-Bundestagsfraktion, Dirk 
^scher (Hamburg), und der für den 
^raftfahrzeugbereich zuständige 

er»chterstatter, Manfred Heise: 

.'e Abgasuntersuchung — 1985 als 
gassonderuntersuchung eingeführt — 

g^
aßt ab 1. Dezember 1993 auch die mit 

^ah geltem Katalysator ausgestatteten 
j\  rzeuge sowie die Dieselfahrzeuge. In 
aj ütschland sind dann sowohl alle Pkw 
h auch Lkw, Sattelzugmaschinen und 
de

Ss^ der regelmäßigen Überwachung 
(JirgasVerhaltens von in Verkehr 

'ndlichen Kraftfahrzeugen unter- 
en. 

<||r"^eufahrzeuge aller Art wurden über 
^ ahre die Anforderungen an das 
0^asverhalten immer höher geschraubt. 
jC(j 

angreiche Untersuchungen ergaben 
j   °ch, daß bei vielen Kraftfahrzeugen, 
0r 

es°ndere mit Benzinmotor, die 
fej1|

11<leinstellung des Motors im Betrieb 
Ij^erhaft war. Das führte zu einer erheb- 
bes?n Eniissionsbelastung der Umwelt. 
Sche A    

wurde im Janre 1985 die penodi- Abgassonderuntersuchung (ASU) 

von Kraftfahrzeugen mit Benzinmotoren 
eingeführt, die zusätzlich zur Kohlen- 
monoxyd-Messung auch die Grundein- 
stellung des Motors nach Herstelleranga- 
ben beinhaltete. 

Die steigenden Anforderungen an die 
Abgasemissionen von Kraftfahrzeugen 
führten in der Folge einerseits zu einer 
verbesserten Motorentechnik (Einspritz- 
anlage, elektronische Zündung) und zu 
Abgasreinigungssystemen (geregelter 
3-Wege-Katalysator). Auch diese kompli- 
ziertere Technik ist nicht frei von Feh- 
lern, die sich negativ auf das Abgasver- 
halten auswirken können. Es ist daher 
auch über die Nutzungszeit des Kraft- 
fahrzeuges regelmäßig zu überprüfen. 

Nur so können Verschlechterungen im 
Abgasverhalten des einzelnen Kraftfahr- 
zeugs im Verkehr als Folge von Ver- 
schleiß, fehlerhafter Nutzung, unterlasse- 
ner oder fehlender Wartung oder Repara- 
turen festgestellt und sodann behoben 
werden. Ab 1. Dezember 1993 müssen 
alle Pkw mit geregeltem Katalysator und 
Diesel-Pkw die erste Abgasuntersuchung 
im Rhythmus der Hauptuntersuchung 
durchführen lassen, ebenso alle Diesel- 
Nutzfahrzeuge. • 

Neues Bundesamt für Naturschutz in Bonn 
Ein 

»n neu errichtetes Bundesamt für 
H
aturschutz hat am 16. August in 

llt^n seme Arbeit aufgenommen. 
^eltminister Klaus Töpfer 

We2Ch VOn einer deut,ichen »Auf- 
.  rtung« der Naturschutzbelange 
Deutschland. 

neue Amt konzentriert wesentli- 

che Aufgaben im Bereich des Natur- 
und Artenschutzes, für die bisher die 
beiden Bundesämter für Ernährung 
und Forstwirtschaft sowie für Wirt- 
schaft zuständig waren. Die Bundes- 
forschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie geht völlig in der 
neuen Bundesoberbehörde auf. 
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14. Subventionsbericht: 

Ganz im Zeichen der Umschichtung 
von den alten in die neuen Länder 
Zur Vorlage des 14. Subven- 
tionsberichts erklärte der Parla- 
mentarische Staatssekretär im 
Bundesministerium der Finan- 
zen, Joachim Grünewald: 
Die Entwicklung der Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen des Bundes steht 
von 1991 bis 1994 ganz im Zeichen der 
Umschichtung von den alten in die neuen 
Länder. Den für den Anpassungsprozeß 
erforderlichen zusätzlichen Hilfen in den 
neuen Ländern stehen deutliche Subven- 
tionskürzungen im Westen gegenüber. 
Das Volumen der gesamten Subventio- 
nen des Bundes 1994 erhöht sich im Ver- 
gleich zu 1991 nur wenig — von 37,3 
Mrd. DM auf 37,6 Mrd. DM. 

Deutlicher Subventionsabbau 
in den alten Ländern  

Von 1991 bis 1994 gehen die Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen des Bundes 
im Westen um fast ein Viertel (6'/2 Milli- 
arden Mark) zurück. Neben der Reduzie- 
rung der Berlin- und Zonenrandförde- 
rung wirken sich das Subventionsabbau- 
paket 1991/1992 sowie die Einsparungen 
im Föderalen Konsolidierungsprogramm 
und im Haushalt 1994 aus. In den alten 
Ländern kommt es in einigen Bereichen 
von 1991 bis 1994 zu einem einschneiden- 
dem Subventionsabbau: 
• Regionalförderung (—5 Mrd. DM 

bzw. -73 v. H.), 
• Luftfahrtindustrie (—1,2 Mrd. DM 

bzw. -84 v. H.), 

• Landwirtschaft (-0,8 Mrd. DM bzW- 
-15 v. H.), 

• Bergbau (-0,7 Mrd. DM bzw. -20 
v. H.), 

• Schiffbau (—0,1 Mrd. DM bzw. -25 
v. H.). 

Neben den Steuervergünstigungen des 
Bundes sind in den letzten Jahren weitet 
steuerliche Vorteile abgebaut worden. 
Zusammengenommen sind seit 1990 steu 
erliche Vergünstigungen und Sonderreg 
lungen von 38 Milliarden Mark bei Bu^' 
Ländern und Gemeinden eingeschränkt 
worden (einschließlich der Gegenfinan- 
zierung zum Standortsicherungsgesetz)- 

Umstrukturierungshilfen für 
neue Länder stark erhöht y 

Die Hilfen zur Umstrukturierung der 
Wirtschaft in den neuen Ländern wuroe 

von 1991 bis 1994 um 6 Milliarden Maf|c 

auf 15'/2 Milliarden Mark verstärkt. E>ef 

Anteil an den gesamten Bundessubven- 
tionen steigt von 24 v. H. (1991) auf 42 
v. H. (1994). Bei den Finanzhilfen geht 
jede zweite Subventionsmark bereits i°.. 
die neuen Länder. Die größten Finanz"1 

fen und Steuervergünstigungen des ßn 
des für die neuen Länder sind 1994: 
• Investitionszulagen (2,7 Mrd. DM)» 
• Gemeinschaftsaufgabe „Verbessern^ 

der Wirtschaftsstruktur" (2,7 Mrd. • 
• Bundesanteil Zinszahlungen Woh- . 

nungsbaualtschulden (2,35 Mrd. • 
• Eigenkapitalhilfen (1,3 Mrd. öM)- 
• Sonderabschreibungen (1,2 Mrd. 

DM). 

i 
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^ohnungsbauhilfen 
deutlich erhöht 

j>ngesichts der erhöhten Wohnungsnach- 
Ira8e und des Nachholbedarfs in den 
euen Ländern wurden die Bedingungen 

Ur den sozialen und den privaten Woh- 
nungsbau in Ost und West deutlich ver- 
J^sert. Außerdem übernimmt der Bund 

*b !994 einen Teil der Zinszahlungen für 
le Wohnungsbaualtschulden in den 

neuen Ländern. 
as Volumen der Finanzhilfen und Steu- 

^rgünstigungen des Bundes für das 
°hnungswesen steigt von 5,8 Milliar- 

jj« Mark (1991) auf 10,3 Milliarden 
ark (1994), ihr Anteil an den gesamten 

v
undessubventionen von 16 v. H. auf 27 
• H. Die Zunahme erfolgt sowohl in den 
euen Ländern ( + 3 Milliarden Mark) als 

,Uch in den alten Ländern (+1,5 Milliar- 
de« Mark). 
^gesamt ist die Bedeutung der Finanz- 
IQQ    

und Steuervergünstigungen von 
' bis 1994 zurückgegangen: 

der Anteil insgesamt gemessen am 
Bruttosozialprodukt von 1,3 v. H auf 
1'2v. H., 
der Anteil der Finanzhilfen an den 
ßundesausgaben von 4,9 v. H. auf 4,5 
v. H., 
Qer Anteil der Steuervergünstigungen 
an den Steuereinnahmen des Bundes 

ö 
v°n5,5v. H. auf 4,2 v. H. 

er Rückgang in den alten Ländern 

allein fällt wesentlich deutlicher aus. 
Gemessen am westlichen Bruttosozial- 
produkt gehen die Bundessubventionen 
von 1,1 v. H. 1991 auf 0,75 v. H. 1994 
zurück. Im Vergleich zu 1982 hat sich der 
Anteil halbiert. 
In den neuen Ländern ist der Einsatz von 
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen 
des Bundes dagegen inzwischen sehr 
hoch. Gemessen am östlichen Bruttoso- 
zialprodukt beträgt der Anteil 1994 4,9 
v. H. Umgerechnet je Einwohner steigen 
die Bundessubventionen von 560 DM 
(1991) auf 997 DM (1994), im Westen 
gehen sie von 443 DM auf 338 DM 
zurück. 

Subventionsabbau 
bleibt Daueraufgabe  

Im Finanzplan ist ein weiterer Rückgang 
der Finanzhilfen des Bundes im Westen 
um ein Viertel bis 1997 vorgesehen. Der 
Subventionsabbau bleibt weiterhin eine 
Daueraufgabe, die nicht nur am Ziel 
kurzfristiger Haushaltsentlastung orien- 
tiert sein kann. Dauerhaft gewährte 
Erhaltungshilfen für nicht wettbewerbsfä- 
hige Wirtschaftszweige binden knappe 
Produktionsfaktoren und behindern lang- 
fristig den notwendigen Strukturwandel. 
Auch in den neuen Ländern müssen im 
Zuge der fortschreitenden Umstrukturie- 
rung der Wirtschaft die derzeit hohen 
Subventionen gestrafft und zurückgeführt 
werden. • 

Thyssen Schulte investierte 23 Millionen in Chemnitz 
d 'e Thyssen Schulte GmbH, Tochter der Thyssen Handelsunion AG (Düssel- 
Und    hat im zurücklie8enden Jahr acnt Millionen DM in die Modernisierung 
A     

den Ausbau ihrer Chemnitzer Haustechnik-Niederlassung investiert. In den 
sä I   U der Niederlassung der Thyssen Schulte Werkstoffhandel GmbH in der 

cnsischen Stadt flössen rund 15 Millionen DM. In den beiden Niederlassun- 
6 n sind insgesamt 116 Mitarbeiter beschäftigt. 
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Probleme mit der Wirklichkeit": 

SPD blockiert Bundeswehreinsätze 
„Zu Blauhelm-Einsätzen mit 
allen Konsequenzen, die sich 
daraus ergeben, sagen wir ja", 
so kündigte SPD-Chef Schar- 
ping eine von ihm angestrebte 
Kurswende der Sozialdemokra- 
ten in Sachen Bundeswehrein- 
sätze an. (dpa, 13. 8. 93) Auf 
die Dauer könne die SPD „die 
Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland an UNO-Maßnah- 
men im Sinne der Weltinnenpo- 
litik" nicht verhindern. (Süd- 
deutsche Zeitung, 9. 7. 93) 
In diesem Sinne startete der SPD-Frak- 
tionsvorsitzende im Deutschen Bundes- 
tag, Hans-Ulrich Klose, eine Initiative im 
SPD-Präsidium. Klose plädierte für die 
Beteiligung der Bundeswehr an allen 
Maßnahmen unter UN-Kommando — 
einschließlich Kampfeinsätzen: „Wir 
müssen verhandlungsfähig sein, wenn die 
UNO unsere Hilfe will." Eine „deutsche 
Sonderrolle oder deutsche Sonderwege, 
die immer gefährlich waren für uns und 
unsere Nachbarn, sollten wir jedenfalls 
vermeiden." (ZDF-Morgenmagazin, 
30. 8. 93) 

Mit allen Rechten und Pflichten 

Klose weiter: „Die Bundesrepublik 
Deutschland ist Mitglied der UNO 
geworden ohne jeden Vorbehalt, und alle 
Erklärungen aus der damaligen Regie- 
rung Brandt/Scheel laufen darauf hin- 
aus: Wir sind Mitglied mit allen Rechten 
und mit allen Pflichten. Und ich finde, 

das muß man ernst nehmen." (MDR, 
26. 8. 93) 

Alte Verweigerungshaltung    _^ 

Eine Projektgruppe der SPD unter Lei- 
tung von Heidemarie Wieczorek-Zeul ha1 

dagegen am vergangenen Wochenende 
beschlossen, daß die SPD an ihrer „nach- 
drücklichen Ablehnung" aller Kampfe«»' 
sätze festhalte und lediglich „reine Blau- 
helmmissionen" befürworte. (Welt am 
Sonntag, 29. 8. 93) Schröder, Lafontaine 
und Wieczorek-Zeul haben sich damit 
gegen Klose und Scharping in der SPD 
durchgesetzt und die alte Verweigerung5' 
haltung bekräftigt. Zuvor hatte Schärpe 
seinem Fraktionschef die Rückendek- 
kung in der SPD-Präsidiumssitzung ver- 
weigert und ihn im Regen stehen lassen- 

Heile Welt beschlossen y 

Der Parlamentarische Geschäftsführer 
der SPD-Fraktion, Peter Struck, kriti- 
sierte seine Partei daraufhin heftig: „pe 

Partei, so wie sie ist, beschließt die heüe 

Welt. Wir machen nur Blauhelme und 
weiter nichts. Damit werden wir dann i*1 

der politischen Entwicklung der UNO 
und auch in Deutschland überrollt. 
Irgendwann stehen wir wieder mit dem 
Rücken an der Wand wie damals in der 
Asylfrage." (Welt am Sonntag, 29. 8.93) 
Was die Blauhelmeinsätze betrifft, so 
Struck weiter, „müssen wir sehr aufpaS' 
sen, daß wir uns als SPD nicht interna*1 

nal völlig isolieren. Unsere kategorisch 
Verweigerungshaltung könnte im Aus- 
land schnell dazu führen, daß über die 
Deutschen der Eindruck entsteht: Wen 

1 
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sie überhaupt was machen, dann nur mit 
Geld", (ebenda) Auf die Frage, ob es um 
die Regierungsfähigkeit der SPD gehe, 
sagte Struck: „Ja, so ist es." (DS Kultur, 
26. 8. 93) 

Frau Wieczorek-Zeul warf 
Struck daraufhin vor, er betä- 
tige sich als „Lautsprecher für 
die CDU" (FAZ, 30. 8. 93), 
da er auf die Position der 
Union eingeschwenkt sei. 

£uch der SPD-Verteidigungsexperte 
Norst Niggemeier warnte die SPD: „Ein- 
mal mehr steht die SPD vor einer inner- 
Parteilichen Zerreißprobe, an deren Ende 
Möglicherweise die totale außenpoliti- 
che Handlungsunfähigkeit und eine dar- 

aus resultierende Isolierung stehen wird. 
^ einem sehr entscheidenden Punkt der 
lnternationalen Politik versagt die deut- 
ele Sozialdemokratie ihre Mitwirkung." 
Welt am Sonntag, 29. 8.93) 
^'ggemeier weiter: „Bekennender Pazi- 
..'smus ist zwar ehrenwert, aber außenpo- 
itisch wertlos, weil die Welt nicht so ist, 
le sie von politischen Friedensengeln in 

feiner Partei in realitätsferner Vorstel- 
lüng gemalt wird." (ebenda) 

ssestimmen zur 

j^^^^E 31323EES9 
JterSPD- 

Verheerend ist das Presse- 
echo auf die Blockadehaltung 
«er SPD in Sachen Bundes- 
^ehreinsätze und die innere 
2erstrittenheit der Partei: 

JJ charping in der Sackgasse", kommen- 
„D Nachrichtenmagazin Focus. 
Md* SPD"Vorsitzende wird mit den 

erstreitenden Interessen bei entschei- 

denden Themen ... nicht fertig". (Focus 
35/93,30. 8. 93) „Aus Furcht vor einer 
parteiinternen Niederlage hält Scharping 
sich zurück. Damit irritierte der SPD- 
Chef seine Partei. Schlimmer noch: Er 
lähmte die Handlungsfähigkeit deutscher 
Außenpolitik. Mit politischem Führungs- 
willen hat das wenig zu tun." (General- 
Anzeiger Bonn, 28. 8. 93) 
„Die SPD lebt in großen Teilen wieder 
neben der Wirklichkeit". (Die Welt, 
30. 8. 93) „Die SPD muß sich selbst erst 
noch in Ordnung bringen, ehe sie als 
regierungsfähig gelten kann." (NRZ, 
28. 8. 93) „Statt Regierungsfähigkeit zu 
wollen, steuern die Genossen weiter den 
Kurs des Verantwortungsneutralismus." 
(Welt am Sonntag, 29. 8. 93) 

„Die Koordinaten, zwischen denen sich 
die Sozialdemokraten bewegen, sind 
nicht die der realen Welt,... sondern die 
eines liebgewordenen Traumbildes." 
(Süddeutsche Zeitung, 30. 8. 93) „Die 
Opposition steuert erneut einen zermür- 
benden Kampf mit sich selbst". (Kölni- 
sche Rundschau, 30. 8. 93) 
„Für den Frieden in der Welt lassen die 
Internationalisten in der SPD lieber die 
Söhne Schwedens, Dänemarks oder Hol- 
lands ins Feuer gehen. Denn diese Län- 
der unterhalten ja Interventionsarmeen". 
(Welt am Sonntag, 29. 8. 93) 
„Das Gefährliche an der Zerrissenheit 
der SPD ist die Unbekümmertheit, in der 
ihre Spitzengenossen das Thema Blau- 
helm nutzen, um Scharping nicht zu 
mächtig werden zu lassen. Schröder, 
Lafontaine und Frau Wieczorek-Zeul 
haben sich zu einer bösen Allianz verbün- 
det. So war Scharping gezwungen, Klose 
im Regen stehen zu lassen, obwohl er 
teilt, was der Hanseat will." (Volks- 
stimme, 30. 8. 93) 
Die FAZ kommentiert: „Es geht nur, was 
in Hannover noch toleriert wird." (FAZ, 
24. 8. 93) • 
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Schlechte Stimmung in Schröders 
rot-grüner Musterehe 

In Gerhard Schröders selbsternannter 
rot-grüner Musterehe in Niedersach- 
sen hängt der Haussegen schief. Das 
Stimmungstief vor der Sommerpause, 
als Schröder gegen Rudolf Scharping 
im Rennen um den SPD-Vorsitz den 
Kürzeren gezogen hatte, hält an. 
Immer öfter muß der rot-grüne Koali- 
tionsausschuß Konflikte der beiden 
Regierungspartner schlichten: Natio- 
nalpark Harz, Verbandsklage, dem- 
nächst die Lehrerarbeitszeit und die 
Sondermüllentsorgung. 

Sieben Monate vor der Landtagswahl 
gebärden sich beide Regierungsparteien 
übernervös. Sozialdemokraten kündigen 
eine „härtere Gangart" gegen Grüne in 
der Umweltpolitik an. Grüne kündigen 
Regierungsbeschlüsse auf. Argwöhnisch 
wird registriert, daß sich der eine auf 
Kosten des anderen zu profilieren sucht. 
Die SPD muß um Stammwähler fürchten, 
wie ihr Meinungsforscher erst kürzlich 
wieder bescheinigt haben. Einziges richti- 
ges Pfund, mit dem die Sozialdemokraten 
den Unterschuchungen zufolge beim 
Wähler wuchern können, ist ihr Regie- 
rungschef. „Staatsmann und Macher 
Schröder" gegen den von der CDU ins 
Rennen geschickten „Neuling Christian 
Wulff', so stellen sich einige Wahlkampf- 
strategen der SPD das vor. Doch gerade 
Schröder bekommt in diesen Wochen aus 
den eigenen Reihen Gegenwind. 
Der gut inszenierte Rücktritt des Städte- 
tagspräsidenten Jürgen Schneider, eines 
Sozialdemokraten, der Schröder und sei- 
ner Regierung kommunalfeindliche Poli- 
tik vorwirft, hat die Spitzengenossen bit- 

ter getroffen. Ebensowenig ausgestanden 
ist der Konflikt um die geplante zusätzli- 
che Unterrichtsstunde für Lehrer. Schrö- 
der wird aus den eigenen Reihen, vor 
allem von den Gewerkschaften vorgehal- 
ten, er schüre Vorurteile gegen Lehrer 
und profiliere sich auf deren Kosten. 
Im Gegenzug versuchen sich die Grünen 
als Opposition zur eigenen Regierung: 
Ein politisch nicht beschlußfähiger Aus- 
schuß von weniger als der Hälfte der 
Kreisverbände verlangt, den von Grünen- 
Ministern und -Fraktion mitgetragenen 

Von dpa-Korrespondent 
Andreas Moser 

Lehrer-Beschluß mit der SPD zu stoppen- 
Die SPD wird nicht zurückstecken: 
„Reden ja, ändern nein!" ließ SPD-Chef 
Bruns die Grünen kurzerhand wissen. 
Furios der grüne Schwenk in der Sonder- 
müllpolitik: Kurz vor Schluß des Geneh- 
migungsverfahrens zum Ausbau der ein- 
zigen Sondermüllkippe des Landes in 
Hoheneggelsen ist die Fraktion vorge- 
prescht. Was drei Jahre als „Eckpfeiler" 
rot-grüner Sondermüllentsorgung geprie' 
sen wurde, ist nun „ökologisch nicht ver- 
antwortbar". 
„Reiner Opportunismus", schimpft ein 
führender Sozialdemokrat. Zweifel an o6 

Verläßlichkeit der Grünen hat zudem 
deren jüngster Landesparteitag ausgelös • 
Um Haaresbreite hätte die „Basis" dabe1 

ihrem politischen Kopf, Bundesratsrnin»' 
ster Jürgen Trittin, öffentlich das Ver- 
trauen entzogen. 

i 
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SPD - eine konzeptionslose Partei 
ohne politische Alternativen 
£ur konzeptionslosen Haltung der 
SPD gegenüber dem Spar-, Konsoli- 
dierungs- und Wachstumsprogramm 
der Bundesregierung erklärte der stell- 
vertretende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Hans Peter 
Schmitz: 

Die SPD ist sich — auch das kommt vor 
"— einmal einig. Jedenfalls dann, wenn es 
Um etwas geht, was sie nicht will. Folg- 
lich erklären die Genossen auch in selte- 
ner Übereinstimmung, daß sie das vom 
Bundesfinanzminister vorgelegte Spar-, 
Konsolidierungs- und Wachstumspro- 
gramm strikt ablehnen. Dies sei — natür- 
lich — unsozial. 
Pabei weiß doch inzwischen — fast — 
Jeder, daß es zum Sparen in der derzeiti- 
gen Situation überhaupt keine Alterna- 
te gibt. Eine noch höhere Verschul- 
dung, als sie aufgrund der schwierigen 
konjunkturellen Lage ohnehin nötig ist, 
^äre ebenso konjunkturschädlich wie 
^eitere — über die bereits vorgesehenen 
Zuausgehende — Steuererhöhungen. 

Nachdem die finanziellen Belastungen 
Uu Zusammenhang mit dem Wiederauf- 
bau in den jungen Bundesländern bislang 
ausschließlich von den Leistungsträgern 
-• also den Steuer- und Beitragszahlern 
^erbracht worden sind, führt nunmehr 
ein Weg daran vorbei, daß in Zukunft 
uch die Leistungsempfänger ihren Bei- 

trag leisten. 

,   übrigen muß die Ausgabenkürzung 
°it realisiert werden, wo die Ausgaben- 
yuamik am größten ist. Zudem bleiben 
' den geplanten Entlastungsmaßnah- 

. en im Sozialbereich in Höhe von ca. 16 
fd. DM die Sozialausgaben mit fast 

Verändert 168 Mrd. DM auch 1994 der 

größte Ausgabenblock im Bundeshaus- 
halt. 
Das Sozialbudget, also die Summe aller 
öffentlichen und privaten Sozialleistun- 
gen, hat 1992 mit 1000 Milliarden DM 
ein volles Drittel des Bruttosozialproduk- 
tes ausgemacht. Diese Zahlen verdeutli- 
chen, wie relativ die vom Bundeskabinett 
verabschiedeten Sparvorschläge in ihrer 
Gesamtheit sind. 
Überdies: Es mag Staaten geben, in 
denen vereinzelte Sozialleistungen in grö- 
ßeren Umfang gewährt werden als bei 
uns. In der Summe der Sozialleistungen 
nehmen wir Deutschen jedoch nach wie 
vor weltweit den Spitzenplatz ein. 
In dieser Situation beschränken sich die 
Sozialdemokraten nicht nur darauf, sich 
aus ihrer Verantwortung zu stehlen, 
indem sie die Sparmaßnahmen der Bun- 
desregierung ablehnen, ohne eigene 
Alternativen zu nennen. Nein, man 
scheut sich in dieser Situation nicht, 
zusätzliche kostenwirksame Maßnahmen 
der verschiedensten Art zu fordern. 
So fordert, um nur einige Beispiele zu 
nennen, die bayerische SPD-Vorsitzende 
Renate Schmidt, die geplante Pflegeversi- 
cherung solle aus Steuermitteln statt aus 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträgen 
finanziert werden. Der wirtschaftspoliti- 
sche Sprecher der SPD-Bundestagsfrak- 
tion, Jens, regt hingegen „staatliche 
Anschubfinanzierungen" für zusätzliche 
öffentliche Investitionen an. Schließlich 
hält der baden-württembergische Wirt- 
schaftsminister Spöri (SPD) eine zeitlich 
befristete Investitionszulage zur Schaf- 
fung neuer Stellen für sinnvoll. Die SPD 
stellt sich leider auch in der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik einmal mehr als völlig 
alternativ- und konzeptionslos dar.        • 
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.Aktion des Monats' 

... unsere Türen öffnen und neue 
Ideen und Anregungen hereinlassen 
Mit seiner Fragebogen-Aktion „Offen 
für alle ..." ist der CDU-Ortsverband 
Wolbeck der erste Preisträger, der mit 
einer Urkunde der Bundesgeschäfts- 
stelle für die beste „Aktion des 
Monats" und zwar des Monats Juli, 
ausgezeichnet worden ist. 

„Wir wollen unsere Türen öffnen und 
neue Ideen und Anregungen zu uns her- 
einlassen." — Mit diesen Worten hat die 
CDU Wolbeck ihre Fragebogen-Aktion 
begründet und ihre Absicht verbunden, 
die politische Arbeit vor Ort eng an den 
Wünschen und Interessen der Bürgerin- 
nen und Bürger auszurichten. Gleichzei- 
tig hat sie damit eine gute Formel für den 
Willen der ganzen CDU gefunden. 
In Verbindung mit dem enormen Fleiß 
für die Kommune hat dieser schöne Satz 
den Ausschlag dafür gegeben, daß das 
Wolbecker Beispiel gleich beim ersten 
Wettbewerb als das beste herausgestellt 
worden ist. 
Für Idee, Vorbereitung und Durchfüh- 
rung, Verteilung der Fragebogen an 2000 
Haushalte und Direktbefragungen an 
Markttagen, für die Auswertung der gro- 
ßen Zahl der Rückläufe, deren Veröffent- 
lichung und Umsetzung in Anträge an die 
zuständigen Gremien der Kommune hat 
denn auch Peter Hintze im Text der 
Urkunde der Wolbecker CDU seinen 
Dank und seine Anerkennung ausgespro- 
chen. 
Mit der Auszeichnung, die dem Ortsver- 
band auch einen nagelneuen Canvassing- 
Stand bescherte, verband der Generalse- 
kretär den Wunsch, daß die Aktion ein 

Werner Stolz 
kann stolz sein 
und sich 
freuen: Der 
Ortsverband 
Wolbeck, des- 
sen Vorsitzen- 
der er ist, ist 
der erste 
Preisträger der 
neuen „Aktion 
des Monats". 

Beispiel sein soll, dem möglichst viele 
Verbände der CDU folgen werden. 
Der Bildband „Helmut Kohl" von Kon- 
rad R. Müller und Peter Scholl-Latour 
sowie das Buch „Helmut Kohl: Der Kurs 
der CDU" (beide mit Unterschrift des 
Parteivorsitzenden) waren die Preise für 
die beiden zweiten Sieger im Wettbe- 
werb: Helmut Roschka und Verena Sig- 
mund vom Stadtverband Saalfeld in Thü- 
ringen. 
Mit ihrer regelmäßigen Rentenberatung 
zweimal im Monat seit Februar 1992, für 
die sie ein derart fundiertes Wissen mit- 
bringen, daß es dem öffentlicher Einrich- 
tungen teilweise überlegen ist, haben sie 
eine Aktion von besonderer Mitmensch- 
lichkeit geleistet und deutlich gemacht, 
daß auch einzelne Personen hervorra- 
gende politische Arbeit leisten können. 
Den dritten Preis erhielt der Kreisver- 
band Reutlingen, der als bisher erster und 
einziger mit seiner Mailbox „PLENUM" 
politisch Interessierte über die modernste 
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horm der Kommunikationstechnik 
anspricht: Politische Informationen rund 
u* die Uhr, 24 Stunden am Tag. 
^Is Anerkennung und Dankeschön 
erhielt das Redaktionsteam des Kreisvor- 
^tzenden Andreas vom Scheidt und des 
•^"eisgeschäftsführers Patric Paris das 
^ganisationshandbuch der CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle auf Diskette. 
Worum sich die CDU in Vorbereitung 
u'die Wahlkämpfe im kommenden Jahr 
•"• in der neuen UiD-Beilage „Entsend- 
ung 94» besonders intensiv bemüht, im 

^eisverband Reutlingen findet es schon 
ftatt. Peter Hintze: Gerade auch im Hin- 
°u<* auf das Wahljahr 1994 ist diese Art 
er Kommunikation mit dem Bürger 

?ukunftsweisend. 
nregung des Hauptabteilungsleiters Auf A 

r§anisation, Claudius Schlumberger, 
. atte der Generalsekretär erst Mitte Juni 

einem breit gestreuten Rundschreiben 
'e Verbände der Partei dazu aufgefor- 
ert> besonders erfolgreiche Aktionen der 

gesamten Partei bekannt zu machen und 
lch mit den eingesandten Berichten ab 
..u regelmäßig an einem Wettbewerb um 

e »Aktion des Monats" zu beteiligen. 
nJierhalb ganz kurzer Zeit ist in der 
^U-Bundesgeschäftsstelle daraufhin 

°as Probieren an der 
Mailbox „PLENUM" 

sch9t ihr lnteresse und 
gne'nt ihnen auch Spaß 
*U machen: (von links) 
patric Paris (Kreisge- 

ty-.f^äftsführer), Anton 
I"*, MdB (Staatsmini- 

Ter beim Bundeskanz- 
ler), Volker Kauder 

[Generalsekretär der 
^aden-württembergi- 

voni,5    n CDU)> Andreas 
^cheidt (Kreisvorsit- 

zender). 

Bi 
1» 1 

'#• ^i 

~ä4 

Verena Sigmund Helmut Roschka 

eine so große Anzahl von Beispielen der- 
art guter Aktionen eingegangen, daß es 
der Auswahlkommission im Konrad-Ade- 
nauer-Haus nicht leichtfiel, eine beste 
und zwei weitere Aktionen für eine Preis- 
verleihung zu bestimmen. 
Deshalb war auch gleich beim ersten Mal 
für alle Beteiligten klar: Spätestens 
Anfang nächsten Jahres wird es eine 
Dokumentation geben, die alle guten Bei- 
spiele, also auch die enthält, die leider 
nicht prämiert werden konnten. • 
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Klaus Welle als Vorsitzender des Demokratischen 
Jugendverbandes Europas wiedergewählt 

Mit großer Mehrheit wurde Klaus 
Welle aus Westkirchen, Kreis 
Warendorf, Mitglied des Bundes- 
vorstandes der Jungen Union 
Deutschlands, als Vorsitzender des 
Demokratischen Jugendverbandes 
Europas (DEMYC) am 21. August 
in Helsinki in seinem Amt bestä- 
tigt. Einer seiner Amtsvorgänger 
war Verteidigungsminister Volker 
Rühe. 

Der 15. DEMYC-Kongreß stand unter 
dem Motto „Towards United Europe 
— The Future is Ours". Gäste waren 
u. a. der Parteivorsitzende der Natio- 
nalen Koalitionspartei Finnlands 
(KOK) und Vize-Regierungschef 
Pertti Salolainen, der Parlamentspräsi- 
dent Ilkka Suominen sowie der Präsi- 
dentschaftskandidat der Koalitions- 
partei Raimo Ilaskivi. 

Die von der Jungen Union Deutsch- 
lands eingebrachten Resolutionen zu 

den Themen Wirtschaftspolitik und 
Ausländerfeindlichkeit wurden ein- 
stimmig angenommen. Außerdem ver- 
abschiedete der Kongreß drei Leitan- 
träge zu den Themen „Zukunft der 
Europäischen Zusammenarbeit", 
„Rassismus und Ausländerfeindlich- 
keit" sowie „Globale Umweltpolitik". 

... größer als EG-Europa 

Mit der Neuaufnahme von acht osteu- 
ropäischen Verbänden setzte die 
DEMYC, Dachverband der christde- 
mokratischen und konservativen 
Jugendverbände in Europa, ein Zei- 
chen für die Öffnung nach Osteuropa. 
Vor Delegierten aus 29 Ländern von 
Portugal bis Estland und Finnland bis 
Zypern erklärte DEMYC-Präsident 
Klaus Welle: „Die Gestaltung Euro- 
pas kann nur mit unseren osteuropä- 
ischen Nachbarn gelingen. Unser 
Europa ist größer als EG-Europa." 

„Wolfskinder" suchen Kontakte in Deutschland 
Eine Gruppe von Deutschen, die 
1945 als Kinder von Ostpreußen 
nach Litauen geflüchtet sind, sucht 
Kontakte mit Deutschen. 

Diese sogenannten „Wolfskinder", 
Menschen, die damals von litauischen 
Familien aufgenommen wurden, 
haben sich in dem „Deutschen Verein 
Edelweiß" organisiert. 
Diese Menschen sind heute zwischen 
50 und 65 Jahre alt. Über eine CDU- 
Gruppe, die mit ihnen Kontakt auf- 

nehmen würde, würde man sich sehr 
freuen. Viele von ihnen sind in Klai- 
peda (das frühere Memel) und in Kau- 
nas organisiert. Sie sind ausgespro- 
chen gastfreundlich. Ein Besuch in 
Memel z. B. lohnt sich immer, da vor 
allem das Memelland und die Kuri- 
sche Nehrung eine landschaftlich 
besonders reizvolle Gegend ist. 
Haben Sie Interesse? Dann wenden 
Sie sich an Thaddäus Kunzmann, 
Ersbergstr. 18, 72622 Nürtingen, 
Tel. (07022) 34109 oder 341 38. 
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Mitgliederwerbung muß jetzt beginnen! 

Wer zu spät kommt... 
Mitte Juni hat die Bundesge- 
schäftsstelle die neue Mitglie- 
der-Werbeaktion „Zeit zum 
Mitmachen. Ergreifen Sie Par- 
tei!" vorgestellt. Trotz Sommer- 
Pause haben zahlreiche Kreis- 
Verbände prompt reagiert. 

le Aktion ist inzwischen überall in 
Ueutschland angelaufen. Auch die Kreis- 
erbände, die sich bisher noch nicht ent- 

fließen konnten, sollten jetzt mit der 
^zielten Mitgliederwerbung beginnen, 

•ele politisch interessierte Bürgerinnen 
nd Bürger wären jetzt bereit, in die 
^U zu kommen. Die laufende Grund- 

atzprogrammdiskussion und bevorste- 
^nde Parteitage bieten Gelegenheit zur 
^Wirkung und Mitgestaltung. 

° Kandidaten und kommunale Man- 
atsbewerber gesucht werden, ist jetzt die 

**tt der Ansprache und Einbindung. Im 
p ahlkampfjahr 1994 werden bestimmte 

rs°nengruppen wieder zurückhalten- 
p r> Wenn es darum geht, sich zu einer 
artei zu bekennen. 

Qenkenträgern gegen offene Mitglie- 
g   ^erbung sei eines gesagt: Das Sprach- 
di v.aC^S P°litikverdrossenheit ist zum 
si K en ^e°üsch geworden, hinter dem 

n viele auch gut verstecken konnten. 

Se 
e CDU muß jetzt das Dickicht verlas- 

bot Und al,en Interessierten offene Ange- 
malt UnterDreiten: Dabei sein und mitge- 
(jie ^"> wenn in Deutschland und Europa 
den      Cnen für die Zukunft gestellt wer- 

Ein offenes Angebot für alle Bürgerinnen 
und Bürger ist die „Schnupper-Mitglied- 
schaft", die in allen CDU-Kreisverbän- 
den in Deutschland durchgeführt werden 
kann. Alle sind eingeladen, die Partei 
CDU sechs Monate lang kennenzulernen 
— ohne Beitragszahlung, zeitlich 
begrenzt und ohne weitergehende Ver- 
pflichtungen. 
Die „Schnupper-Mitglieder" erhalten alle 
Informationen und Einladungen — wie 
ein CDU-Mitglied. Sie haben auf allen 
Veranstaltungen Rederecht, Vorschlags- 

Bedenkenträgern gegen offene 
Mitgliederwerbung sei eines 
gesagt: Das Sprachgewächs 
Politikverdrossenheit ist zum 
dichten Gebüsch geworden, 
hinter dem sich viele gut ver- 
stecken konnten. 

recht und Mitwirkungsrecht — jedoch 
kein Wahlrecht. 
Die Aktion „Schnupper-Mitgliedschaft", 
die Mitte Juni vorgestellt wurde, ist inner- 
halb kurzer Zeit in allen Landesverbän- 
den auf große Resonanz gestoßen. Trotz 
Sommerpause bietet bereits fast ein Drit- 
tel aller CDU-Kreisverbände in Deutsch- 
land die „Schnupper-Mitgliedschaft" an. 
Dabei zeigt sich in manchen Kreisverbän- 
den, daß eine Partei auch sympathisch 
und phantasievoll sein kann. In Bremen, 
Berlin und Frankfurt wurde die Aktion 
zum Beispiel mit der Verlosung von 
Stern-Patenschaften verbunden. • 
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• Pin für Schnupper-Mitglieder 

Bestell-Nr.: 9594 
Verpackungseinheit: 25 Exemplare 
Preis je Einheit: 27,50 DM 

• Pin „Politik weiblich" 

Bestell-Nr.: 9593 
Verpackungseinheit: 25 Exemplare 
Preis je Einheit: 27,50 DM 

Die beiden auf der rechten Seite oben 
abgebildeten Materialien sind das 

Ergebnis einer Modellaktion der CDU- 
Bundesgeschäftsstelle, die mit sehr gro- 
ßem Erfolg durchgeführt wurde. Auf der 
Schnupperfaltkarte haben Sie durch die 
individuelle Eindruckmöglichkeit die Mög' 
lichkeit, die wichtigsten Ziele Ihres CDU- 
Verbandes bekanntzugeben, und gleich- 
zeitig die Chance, neue Schnupper- oder 
auch Vollmitglieder zu werben. 

Mindestbestellmenge: 1000 Expl. 
Preis je 1000 Expl.: 77 - DM 
zzgl. MwSt. und Versand 
Zusätzlich erhalten Sie kostenlos 
100 Expl. Mitgliedsausweise. 

Bestell""' 
gen an: 

• Leitfaden zur 
Mitgliederwerbung 

Bestell-Nr.: 6591 
Mindestbestellmenge: 5 Expl. 
Preis je 5 Expl.: 16,— DM 

• Jugend im geeinten 
Deutschland 

Bestell-Nr.: 4590 
Mindestbestellmenge: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 12,— DM 

• Frauen im geeinten 
Deutschland 

Bestell-Nr.: 4602 
Mindestbestellmenge: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 12,— DM 

• Die Bedeutung der 
Senioren für die CDU 

Bestell-Nr.: 4589 
Mindestbestellmenge: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 12,— DM 

Alle Preise inkl. Versand zuzügl. MwSt- 

IS-Vers* 
zentrutf 

Postfad1 

1164 

33759 
VersiflO|d 

Telex 
941713 
ditord 

Telefax 
(05423) 
41521 

4 
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Schnupperfaltkarte mit individueller 
Eindruckmöglichkeit und Schnupperausweis 

I—I JA,   ich will 
"Schnupper-Mitglied« werden. 

'—I JA,   ich will 
9'eich CDU-Mitglied werden. 

Vornan • 

Unser Angebot: 

Werden Sie 
»Schnupper-Mitglied« 

X6 Monate - zeitlich be- 
grenzt, beitragsfrei und 

ohne weitergehende Verpflich- 
tung. 

XSie erhalten alle Informatio- 
nen und Einladungen - wie 

ein CDU-Mitglied. 
XAuf allen Veranstaltungen 

haben Sie Rederecht Vor- 
schlagsrecht und Mitwirkungs- 
recht (kein Wahlrecht). 

WM 
MITMACHEN! 

CDU        l 

bei uns .. 

-^       78Bm 

t t 
Teil 1: 

Zielgruppenansprache 

A Teil 2: 
**** Gräten werden Mitglieder 

TCIT Ergreifen 
1   Sie Partei! 

UM 
MITMACHEN! 

CDU 

»Set rrit ipper 
WMM ßji ^^^^W» 

- 

IM. 

PUOn 

nupper- Mitglied" 

Bestellungen bitte an: 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Abt. Öffentlichkeitsarbeit 
Konrad-Adenauer-Haus, 53113 Bonn 
Tel. (0228) 544-375 oder 282 
Fax (0228) 544-411 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Unser Angebot: Werden Sie 
»Schnupper Mitglied« 

- 6 Monate - zeitlich begrenzt, bei- 
tragsfrei und ohne weitergehende 
Verpflichtung. 

Sie erhalten alle Informationen 
und Einladungen - wie ein 
CDU-Mitglied. 

Auf allenVeranstaltungen haben 
""S**^"-    - sie Rederecht, Vorschlagsrecht und 

Mitwirkungsrecht (kein Wahl- 
recht). 

Diese Wandzeitung dient zur Unterstützung der Schnupper-Mitgliederakti0 

und kann bei der CDU-Bundesgeschäftsstelle bezogen werden. 

25/1993 

UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdienst a 

Christlich Demokratischen Union Deutschte". 
Für den Inhalt verantwortlich: Axel König, R«daj£.|i3 
Ernst-Jörg Neuper, Konrad-Adenauer-Haus, . ps 
Bonn, Telefon (02 28) 54 41, Verlag: Union Betn*j, 
GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 53113 Bonn, „; 

(0228) 5307-0, Telefax (0228) 5307-118/119. Ver\% 
Tel. (02 28) 544-421. Verlagsleitung: Bernd Pr^'^V 
Bankverbindung: Sparkasse Bonn, Konto Nr. 751 ^ 
(BLZ 38050000), Postgirokonto Köln Nr. 193795'• . 
(BLZ 37010050). Abonnementspreis jährlich 52,— gS- 
Einzelpreis 1,50 DM. Herstellung: wA Vereinigte Ven 
anstalten GmbH, Düsseldorf. 


